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Die neue Regierung.'
tz»

Skm einem Borkiner Mitarbeiter wird uns geschrieben:

Während die Rechtspresse ihr schamloses Treiben gegen die

•ent Reichsregierung auch am Mittwoch abend fortsetzt und sich

eifrigst bemüht, den französischen Annexionspolitikern neue Hoff-
nungen auf die Durchführung ihrer Pläne zu geben, erkennt der

übrige Teil der bürgerlichen Presie inzwischen das Verdienst an,

M$ sich die Sozialdemokratie durch die Uebernahme der schweren

Verantwortung erworben hat. Selbst das Organ der Unab-
hängigen, die „Freiheit", gesteht, daß nur das Eintreten der So-

KialÄemokratie die Besetzung des Ruhrgebiets verhindern und die

daraus folgenden traurigen Situationen für die Arbeiterschaft
vermeiden konnte. In der augenblieklichen kritischen Situation

logen die Unabhängigen überhaupt eine Haltung an den Tag, die

«ehr von nationalem Bewußtsein zeugt, als die Haltung ge-
tvifser anderer Parteien, die sich anmohen, Hüter der nationalen
Ehre zu sein.

Nachdem die Unabhängigen entgegen ihrer bisherigen

Stellungnahme zum Ausdruck gebracht haben, sie wollten diese

Regierung nach ihren Taten beurteilen, wäre zu wünschen, daß

sie bei 'Beurteilung der Taten der Regierung auch die Um-

stände berücksichtigen würden, unter denen diese Taten durch-

geführt werden. Sollten die Unabhängigen sich zu der Einsicht
durchringen, daß unter so außerordentlich schwierigen Umständen

vor allem keine übertriebenen Anforderungen gestellt werden

dürfen, so hätte das neue Kabinett trotz der Hetze von rechts eine
gesicherte Stellung, und die Wünsche der Demokraten, bald eine

Erweiterung der Koalition durch die Deutsche Volkspartei vor-

zunehmen, brauchten nicht weiter verfolgt zu werden. Nach der

Haltung der volksparteilichen Presse zu urteilen, ist nämlich

nicht damit zu rechnen, daß Lie Deutsche Volkspartei, die sich
bei der Alstimmung über das Ultimatum aus rein partei-

egoistischen Gründen leiten ließ, bald Neigung empfindet, für die

Politik im Reiche die Verantwortung mit tragen zu helfen. Die

.Tägliche Rundschau" schreibt: „Die Deutsche Votkspartei ist

aus der Koalition austzsschieden, weil sie das Ultimatum nicht

anzunehmen vermochte, und denkt auch gar nicht daran, nun
etwa nach einigen Wochen durch dieselbe Tür, die aus der Koa-

lition herausführte, nun in das Kabinett Wirth hinein-
znspa zieren."

Es wird an der Haltung der Unabhängigen liegen, diesen

Wunsch der Volkspartei, nicht in die Regierung einzutreten,

auch in der Zukunft bestehen zu lassen. Denn solange die Re-

gierung von beiden sozialdemokratischen Parteien gehalten wird,

hat die Stinnespartei sicher einen Abscheu vor ihr.

Im übrigen ist es ja kein Geheimnis, daß die neue Re-

gierung nur aus einer Minderheit des Reichstages gebildet ist,

daß sie noch nicht einmal alle Ministerien besetzt hat und im

Parlament noch kein Programm entwickeln konnte. Sie b^iarf

also noch sehr der Festigung, wenn sie Bestand haben soll. Aber

wie geschichtliche Lat dieses Koibinetts war die Unterzeichnung des

Ultimatums und damit, wie wir hoffen, die Rettung Deutsch-

lands. Was weiter wird, weih niemand. Die guten Demo-

kraten beklagen sich, daß ihnen unter 'bem furchtbaren Druck

der entscheidungsschweren Stunde die neue Koalition abgerungen

sei. Jetzt müsse die Grundlage, der Regierung sofort nach

rechts erweitert werden. Fahren die Demokraten in diesem

Bemühen fort, werden sie, worüber sie und die andern bürger-

lichen Parteien sich bald klar sein sollten, nicht nur das junge

Leben der Regierung Wirth, sondern zugleich das Dasein dieses

Reichstages gefährden. Wir können uns aber in diesen Zeiten

den Luxus einer dauernden Regierungskrise nicht gestatten. Wenn

der Reichstag der Juniwahlen, wie sich immer mehr zeigt, keine

Regierung von einiger Stärke und Dauer bilden kann, müßte

schließlich doch versucht werden, durch Neuwahlen ein anderes

Parlament zu schaffen. Aber so lange sich das vermeiden läßt,

soll man es vermeiden. DaS deutsche Volk ist wirklich nicht dar-

auf erpicht, jedes Jahr mehrere Male Neuwahlen durchzumachen.

Es kann von den gewählten Vertretern verlangen, daß sie den

aus dem Gang der Ereignisse sich ergebenden Notwendigkeiten

Rechnung tragen und selbst die Grundlage schaffen, auf denen

wir zu dauerhafteren Verhältniffen kommen.

General Wrangels Vorwürfe gegen Frankreich. Die Kon-
stantinopeler Zeitung „Stambul" veröffentlicht einen Brief
Wrangels an die französische Regierung, in welchem Wrangel
Frankreich ein unehrliches Spiel mit der Krimarmee vorwirft
und sagt, Frankreich brachte die Krimarmee in eine verzweifelte
Lage, und um die russische Flotte in die Hand zu bekommen,
habe es das Leben von zehntausenden russischer Soldaten auf
dem Gewissen, die auf Frankreichs Veranlassung in den Kampf
gezogen wurden.

Vorübergehende Berkehrssperre. Die Eisenbahndirektian
Köln schreibt dem W. T. SB.: Durch die Truppenbewegungen in
der Richtung nach der Ruhr sind die Eisenbahnlinien des be-
setzten Gebietes so stark beansprucht, daß es leider notwendig
wurde, vorübergehend eine SBerkehrssperre für Frachtstückgut und
Frachtgutwagenladungen zu verhängen, die sich hoffentlich nur auf
einige Tage erstrecken wird. Die Aufhebung der Sperre wird
sobald wie möglich bekanntgegeben.

Groß-Hamburg in kulturpolitischer

Keleuchtung.

Von Gustav Schiefler (Mellingstedt in Holst.).

Man kann auch Alfred Lichtwark einen Vorkämpfer
Groß-Hamburgs nennen. Natürlich nicht in dem Sinne, wie das
Problem heute vor uns steht. Der Gedanke an eine politische
Verschmelzung der vier Städte und eines Teiles des umliegenden
Landgebiets war zu seinen Lebzeiten ausgeschlossen. Dennoch
dürfen wir, die wir für die Idee eintreten wollen, uns auf seine
Autorität berufen. Für ihn, der ganz in geistigen Belangen
lebte, bestand diese Einheit bereits: als geistige Einheit. Im
Voraussehen solcher Zusammenhänge war er uns allen weit vor-
aus. Er betrachtete fein Hamburg immer als den Vorort, als die
geistige Hauptstadt des nordwestlichen Deutschlands. Damit sei
nicht gesagt, er habe von einem politischen nordwestdeuisweii
Staatengebilde geträumt. Das verhinderte seine historische Bil-
düng. Aber das in seiner Idee lebende Hamburg — wenn ich
mich eines Kantischen Ausdrucks bedienen darf: der „ideale
Ebarakier" dieses seines Hamburg — war nicht durch die engen
politischen Grenzen in Fesseln geschlagen; ihm war Hamburg die
zur Großstadt gewordene Menschenansammlung an der Stelle
des Eibstroms, die durch die natürlichen Verhältnisse zum Um«
schlagplatz vom See- zum deutschen JnlandSverkehr bestimmt war.
Diese Menschenansammlung, diese Großstadtbevölkerung hatte im
tiefsten Grunde einen einheitlichen Charakter, einerlei ob sie sich
Altonaer, Hamburger, Harburger oder Wandsbecker nannten.
Denn sie war aus den umliegenden Landschaften zusammen»

'tzeströml und bestand vornehmlich au3 Niedersachsen und Friesen,
also aus Stammesgenossen ober Stammesverwandten; U ar Licht»
wart doch selbst, genau genommen, kein geborener Hamburger,
sondern aus der unmittelbaren Nachbarschaft gebürtig.

Sein Ideal war die Heraufführung einer neuen großen bei t-
scheii (Äcistesblüte; sein praktisches Ziel ging dahin- jene Men-
schenaiffaiiimlung am Elbstrom zur Trägerin einer nordwest-

Deutscher Reichstag.

(Telephonischer SBericht.)

104. Sitzung.

Mittwoch, 11. Mai 1921, nachmittag? 2 Uhr.

Auf der Tagesordnung steht ein Antrag aller Parteien mit
Ausnahme der Kommunisten auf Wahl eines vierten
Vizepräsidenten für die Dauer der gegenwärtigen Session.

Schultz-Bromberg (DNP.): Da Herr Dittmann von den
unabhängigen Sozialdemokraten keine Lust zu haben scheint, sich
von seinem Amt zu trennen, müssen wir schon dem Anträge zu-
stimmen, um der Deutschen Volkspartei zu ihrem berechtigten
Anspruch zu verhelfen. _

Dittmann (USP.): Herr Schultz hat den Geschmack gehabt,
die Frage auf meine Person zuzuspitzen, obwohl er eigentlich
wissen mußte, daß ich mein Amt nur im Auftrage-meine: Frak-
tion führe.

ilcach weiteren Bemerkungen der Abg. Ledebour tUSP.),
Burlage (Z.), Schultz (DNP.) wird der Antrag einstimmig an-
genommen.

Auf Antrag Burlage wird die Wahl sofort vorgenommen und
R i e B e r (DVP. zum vierten Vizepräsidenten gewählt.

Das deutsch-tschechische Abkommen, betreffend Ueberleiturg
der Rechtspflege im Hultschiner Lande wird ohne Aussprache in
allen drei Lesungen angenommen.

Nachtrag znm Haushaltsplan.

Es folgt die zweite Beratung des Nachtrages zum Reichs-
haushaltsplan. (Deamtenbesoldung.)

Delius (DDP.) berichret über die Beratung des Ausschusses.
^Morath (DVP.): Der Ausschuß hat für eine eingehende

Prüfung der Vorlage leider keine Zeit gefunden. Die Assistenten-
prüfung ist vollständig überflüssig. Der Redner begründet so-
dann einen Antrag, wonach, sobald die entsprechenden Kenntniffe
bereits in früheren Prüfungen nachgewiesen sind, die Prüfung
beim Aufrücken in Besoldungsgruppe 7 fortfallen soll, ebenso soll
die Ergänzungsprüfung bei allen Beamten, die eine zehnjährige
Dienstzeit in Gruppe 6 zurückgelegt haben, wegfallen.

Bruhn (DNP.) spricht sich ebenfalls für Beseitigung der Er-
gänzungsprüfung aus.

Schiffer (SDDP.) fordert ebenfalls Aufhebung _ber Er-
gänzungsprüfung für Assistenten beim Aufrücken in «etrelär-
stellen.

Ein Negierungsvertreter ersucht um Ablehnung sämtlicher
drei Anträge. Tie Anträge würden die ganze, in langjähriger
Verhandlung mühsam zustande gekommene Besoldungsordnung
gefährden und die ganze Frage noch einmal wieder neu auf»
wühlen. Der sozialdemokratische Antrag will diese Vergünsti-
gung sogar auf die außerplanmäßigen Beamten und SBeamten-
anwärter ausdehnen. Auch um Ablehnung des sozialdemokra-
tischen Antrages bittet die Regierung. Der Reichsrat wüide
diesen Anträgen ohnehin nicht zustimmen.

Steinkopf (SD.): Durch den Hinweis auf die eventuelle
Ablehnung durch den Reichsrat werden wir uns ebenso wenig
bange machen lassen, da sich in dieser Frage alle Parteien einig
sind. Wir sind gegen die Anträge der Deutschen Volkspartei.
Wir bitten um Zustimmung zu unserem Anträge.

Schuldt (T>DP.): Weil die Beamten solange verzichten
mußten, müssen die Beamtenffagen heute trotz der schweren
außenpolitischen Sorgen behandelt werden. Wir sind dafür, daß
die Ergänzungsprüfung für die Ausrückung der ehemaligen
Assistenten (Sekretäre) von Gehaltsgruppe 6 nach Gehalts-
gruppe 7 wegfällt.

Breunig (USP.): Statt ewig zu petitionieren, müssen sich
die SBeamten durch Zusammenschluß zu starken Gewerkschaflen
ihre Rechte erkämpfen. Die Ergänzungsprüfung muß beseitigt
werden.

Taner (Bayer. VP.): Mit Ausnahme des Anträge? Morath,
der nach unserer Ueberzeugung das einzig Annehmbare bringt,
lehnen wir alle anderen Anträge als zu weitgehend ab.

Plettner (Komm.): Müssen die neuen Minister auch eine
Ergänzungsprüfung ablegen? Wir stimmen dem Anträge auf
Beseitigung der Ergänzungsprüfung zu. Der Reichstag darf sich
durch die Ausführungen des Negierungsvertreters nicht ein-
schüchtern lassen.

Hoch (SD.): Nicht über die erfolgten Ausgaben, sondern
über die bevorstehenden Ausgaben muß der Reichstag eine Ueber-
sicht gewinnen. Der Nachtragsetat muß vor Pfingsten verab-
schiedet sein. 2er Haushaltsausschuß war einstimmig der Mei-
nung, daß die jetzige Wirtschaft nicht so weiter gehen kann. Vor
allem muß bei der Stellung solcher Anträge die Demagogie der
Parteien ausgeschaltet werden und das Wettlaufen um die Gunst
der SBeamten muß aufhören. (Morath: Ihr Antrag war
der weitestgehende!) Den einzelnen Parteien ist vom Ausschuß
reichlich Gelegenheit zum Einspruch gegeben worden; es hat aber
niemand Einspruch erhoben. In der kurzen Zeit, die uns zur
Verfügung stand, alle Beschwerden der Angestellten und SBeamten
zu prüfen, war unmöglich. Deshalb ist das jetzt eingeschlagene
Verfahren von demagogischen Gründen diktiert.

Nach weiteren SBeinerkungen der Abg. Höfle (Z.) und Cuaab
(DVP.) werden die Anträge Schiffer und Morath
angenommen.

Der Nachtragsetat wird dann in zweiter und dritter Lesung
angenommen. Die Ausführungsbestimmungen zum Besoldungs-
gesetz gehen auf Antrag des Abgeordneten Delius (DDP.) an
den Besoldungsausschuß. , .

Preissenkung sör Druckpapier.

Es folgt die Beratung eines Antrages der sozialisti'chen und
bürgerlichen Parteien, der von der Regierung fordert:

t. Die Gestehungskosten für Zellstoff, Holzstoff und Zeitungs-
druckpapier durch genügende und ernsthafte Revisionen festzustellcn
und zur Prüfung der Preise an Hand der Revisionen einen Aus-
schuß einzusehen, dem Mitglieder des Reichstages, des Reichs-
rates, de? Reichswirtschaftsrates, sowie Berfteter der Zeitung?-
Verleger und der Papierindustrie in paritätischer Zusammen-
setzung angehören.

2. Hierbei feststellen zu lassen, ob eine Preissenkung etwa
durch Kartellmaßnabmen behindert wird.

3. Das Zeitungsdruckpapier in die Tarifklasse B ohne Er-
Hebung eines Zuschlages für gedeckte Wagen zu setzen.

deutschen Stammeskultur zu machen. Als Deutscher und beson-
der? als Niederdeutscher wußte er, daß auf deutschem Boden
geistiges Leben dezentralisiert, nach Stämmen gegliedert wachsen
müsse, um sich zu einer machtvollen Einheit zusammenzuschließen.
Collie der Wurf nach diesem Ziele gelingen, so mußten all«
Kräfte innerhalb dieses Zentrums zusammengefaßt werden, da-
mit das Höchste erreicht würde, was dieser Art Mensch erreichbar
war. Die Lebensbedingungen ihrer aller waren — trotz mancher
Verschiedenheiten im einzelnen — die gleichen. Sie beruhten
auf der Blüte des Handel?, der sich auf der Basis eines ge-
segneten Hinterlandes, aber doch mit dem Blick auf
die ganze Welt entwickelt hatte und weiter entwickelte. Konnte
die geistige Atmosphäre, die sich in dieser Umwelt bildete, an den
einzelnen Crtcn verschieden fein? Sie mußte al? Ganze? be-
trachtet werden, wollte man sie al? Faktor in da? Kulturleben
der Nation einstellen.

Daß Lichtwark die? tat, kann nicht bezweifelt werden. Sein
Blick, der Blick des KulturpolitikerS, erkannte den .Kräftezuwachs,
der sich durch den Zusammenschluß gleichartiger Elemente an der
richtigen Stelle ergab, war es doch zum Beispiel ein Lieblings-
gedanke seiner letzten Jahre, die Hansestädte sollten sich zu einer
Lebensgemeinschaft bereinigen, um ihr« gemeinsamen geistigen
Belange mit um so größerem Nachdruck vertreten zu können.
Um wieviel nötiger al» hier ist daö bei dem Komplex, beii_ wir
als Groß-Hamburg bezeichnen! Der Einwand, dazu bedürft e?
keiner politischen Verschmelzung, ist kurzsichtig. Gewiß stetze sich
denken, caß alle geistig interessierten Männer und Frauen der
vier Städte und umliegenden Ortschaften zu einem Kulturbund
zusammentreten, aber — selbst wenn er zustande kommen sollte
— er würde bei den wichtigsten Gelegenheiten der Stoßkraft er-
mangeln. Stur das politische Gemeinwesen kann, wenn große
Interessen in Frage stehen, enffcheidende Erfolge haben. Vor
allem dann, wenn e? sich um Belange von gemischtem geistig-
materiellen Charakter handelt, wie etwa bei den Zweckveroäuden
für 'Bebauung und Aufteilung des Geländes. Kurzsichtig naincnb
lieh wäre jener Einwand von seilen der Iiachbarstädte selbst. Ist
es den Altonaern und Harburgern verborgen, daß jeder von
ihnen als Angehöriger eme? ®rmeinmri ns >a<- eine



tent ist Manns genug, sich mit dem LandtagSprästdenten in Ver-
bindung zu setzen, wenn er eine Kabinettsänderung herbei führen
will. _

Ruscktc (DDP.) teilt gleichfalls eine Neubildung des Katn
nett» für notwendig. Gs handle sich nicht um eine xbeliebige
Zeitungsnotiz, sondern um ein« amtlüftc Verlautbarung Sieger-
walds. „Kurz nack Pfingsten" ist crud) noch ter 31. Mai.

Broun (SD.): Stegerwald verlangt ausdrücklich baldige Ver-
ftanblungen über bie neue Regierungsbildung. Dazu hat er das
Parlament nötig. Wenn „kurz nack Pfingsten" auch ter 31. Mai
sein kann, dann hatte Herr v. Puttkamer recht, al» er hier ein-
mal behauptete, „sofort" hieße nach 3 Monaten. Wir boten
uns im Reiche nickt in die Regierung gedrängt. Die bfttere
Not erforderte es; das Drängen kam von ganz anderer Seite.
Derartige Vorwürfe gerade von einem Zentrumsredner sind sehr
merkwürdig. Wir konnten uns dem Vaterlante in der Not nicht
versagen. , Unruhe rechts.)

Nach loeitcrer Aussprack-e lehnt das Haus den 20. und
24. Bkai ab. (Unruhe links.) Es bleibt bei dem Beschluß des
AeltePenrates. Der Präsident setzt die Tagesordnung fest.

Nächste Sitzung am 31. Mai, 2 Uhr. — Schluß gegen 7 Uhr.

Jnr Lage in Oderschlefien.

Grotze Vcsorgnis, Erbitterung, Nole« —
aber keine Tate«.

Nach ter „Daily Mail" erregt ter polnische Aufstand in
Oberschlesien große Besorgnis in amtlichen Lon-
dotier Kreisen. Korfanl» erklärte in einer Unterredung
mit dem Berichterstatter dieses Blattes, bereits in einer Woche
würden seine Streitkräfte bie gesamte Provinz, die sie
annektieren, besetzt teilten.

Der „Times" zufolge können Worte bie Erbitterung und ine
Entrüstung ter englischen und italienischen Vertreter nicht schil-
dern. Bereits seit Monaten sei eine Parteinahme der Franzosen
zugunsten der Polen bekannt. Di« Italiener, die 30 oder 40 Mann
an Toten verloren hätten, würden nach dem gleichen Blatte wohl
kaum gleichgültig verharren.

„Daily Telegraph" zufolge, protestierte ter britische Bot-
schäft er in Paris energisch dagegen, daß die Ergebnisse ter Bot-
schirfrerkonferenz, di« ebenso wie das Versailler miiltärische Eom-
muniquö den Vorschlägen ter britischen Regierung, betreffend
eine wirksamer« Ueterwachung Oberschlesien«, widersprechen,
durchsickerten. Auch die Vorschläge selbst seien entgegen der ge-
troffenen Vereinbarung sofort nack Prüfung durch das Versailler
Komitee, ehe ter Botschafter von ihnen Kenntnis erhielt, von ter
Preße bekanntgegeben worden. In London sei man der Ansicht,
daß die französischen Truppen tm Gegensatz zu den italiems-hen
keine ernsten Versuche machten, gegen die polnischen Aufständischen
in Oberschlesien vorzugehen. _ _

Sine „Korfa«ty"-Li«ie.

Die „Times" meldet aus Beuchen: Di« Verhandlungen
zwischen ter interalliierten Kommission und den polnischen Auf-
ständischeii hätten zu einer Anerkennung der „Korfanty-Linie"
als Demarkationslinie ter Aufjtandsbewegung geführt.
Die interalliiert« Kommission übernebme bie Verantwortung für
die Oberaufsicht des Gebietes, die Anfltändischen erhielten jedoch
die Kontrolle ter Eisenbahnen. Wie das Blatt weiter meldet, ist
die Demütigung der Alliierten in Oberschlesien
eine vollständige. In Beuthen besinte firn ein Bataillon
französischer Jäger mit Tanks zur Aufrechterhaltung ter Ord-
nung. Trotzdem könnten die bewaffneten Aufständischen ungestraft
di« ganze Nacht die Stadt durch «chiehereien wachhalten. Die
Autorität des britischen Kontrolleurs des Beuthener Stadtkreise«
sei auf die vier Wände seines Hauses beschränkt.

Nach dem W. T. B. ist in der Gesamtlage Oberschlesiens eine
wesentliche Aenderung nicht eingetreten. Wenn es auch gelang,
den Polen den Hafen von K o s e I, den sie gestern besetzten, wieder
abzunehmen, fielen doch grofte Mengen Lebensmittel in bie Hände
ter Polen, so unter andern! 40 000 Zentner Mehl, bie für die Lin-
derung bet LebenSmittelnot bort aufgefpeitbert waren. Die Tat
zeigt," welche Schwierigkeiten zur Durchführung der geplanten
Lebensmittelaktion zu bekämpfen sind.

Note an die -oluische Regierung.

Nach einer Melbiing der „Vossischen Zeitung" aus London
stellt die vom Botschafterral an Polen gerichtete
Note über Oberschlesien fest, daß bie polnisch« Regie-
rung nicht vollkommen ihrer Verpflichtung genügt habe, bie in
ihrer Macht stehenden Maßnahmen sofort zu ergreifen, um das
Resultat der ausständischeu Bewegung in Oberschlesien zu ver-
hindern. Es sei erwiesen, daß die Jnsurgenteii eine große An-
zahl Wassen und Munition aus Polen erhalten haben und daß
stch unter den Aukktänbikcken Soldaten in PointsAct Uniform be-
fanden. Die polnische Regierung wird aufgefortert, öffentlich
und kategorisch die Aufltändischen zu desavouieren und die
^schuldigen und Aufttändischen auf ihre Verfehlungen hinzu-
weisen, die strengsten Maßnahmen zu ergreifen, um jede Ver-
bindung mit den oberschlesischen Agitatoren rundweg abzu-
schneiden, gleichgültig, welcher Art diese Verbindungen sein
mögen. Die alliierten Regierungen betonen ihre Verpflichtung,
den Versailler Vertrag zu respektieren. Sie würden sich ge-
zwungen sehen, die polnische Regierung geldlich verantwortlich
zu machen für jeden Schaden, falls tatsächlich polnische Elemente
versuchen sollten, sich am Eigentum der Oberschlesier zu ver-
greisen. Die alliierten Regierungen seien gesonnen, die Auf-
gaben, die ihnen der Vertrag von Versailles bezüglich Ober-
schlesiens auferlegte, in voller Freiheit zu vollführen. Sie wer-
den sich in keiner Weise durch den Versuch beeinflussen lassen,
ter sie vor bie vollentete Tatsache stellen möchte.

Die llrbe midi ung der deutschen Antwort.

Der teutsche Botschafter in London überreichte am Mittwoch

dem Premierminister um 11,15 Uhr vormittags die deutsche Ant-
wort auf da» Ultimatum ter Alliierten.

Lloyd George verlm int Unterhaus« die Antwort

ter deutschen Regierung auf das Ultimatum der Alliierten, worin

die Forderungen ter Alliierten bezüglich ter Reparationen, Ga-

rantien, der Entwaffnung und teS Verfahrens gegen die Kriegs-

beschuldigteu bedingungslos angenommen werten. Llond
George sagte, er habe sofort allen beteiligten Regierungen die

Annahme aller Folterungen mitgeteilt. Lanter anhaltender

Beifall. *

Französischer Miuisterrat.

Am Freitag vormittag wird sich her französis ch c M i
nistet rat mit ter Antwortnote der teutschen piegiernug unter
dem Vorsitz Millerand» beschäftigen. Dieser Sitzung wird be-
sondere Bedeutung beigemeßen, al» sie sich mit der Sicherung
it ii b Durchführung der Londoner Z e s ck l ü s s e be-
schäftigen soll. ZweifeUo? ist auch von dieser Beratung ein Eom-
munique zu erwarten, das trotz ter Annahme des Ultimatum?
durch Deutschland mit neuer Gewalt droht. Eine derartige Ge-
tvaltandrohung entspricht ter Annexionspolitik ter französischen
Chauvinisten, denen Rechnung getragen werden muß, wenn der
französische Ministerpräsitent Briand noch weiter im Amte
bleiben will.

Ingend- und Sondergerichte.

Bei den letzten Unruhen in Mitteldeutschland sind auch
Jugendliche beteiligt gewesen, bie jetzt ihrer Aburteilung ent-
gegenfeben. Di« sozialdemokratische Fraktion des preußischen
Landtages hat schon vor einiger Zeit beantragt, daß die Aburtei-
lung dieser Jugendlichen nicht durch die iLondergerichte, sondern
durch ordentliche oder Jugendgerichte erfolgen solle. Da cs sich
bei diesen Jugendlichen um junge Menschen hantelt, bie ter Plan-
mäßigen Verhetzung der Kommunisten zum Opfer gefallen sind,
war eine nachdrückliche Aktion für ihr« möglichst milde Bestrafung
dringend erforderlich. Auf verschiedene Anregungen aus den
Reihen ter mitteldeutschen Organisationen hin und vor allem der
Bezirksleitung Magdeburg hat sich dann der Hauptvorstand des
Verbandes der Arbeiterjugendvereine Dcuffchlands durch feinen
Vorsitzenden, Staatssekretär Genossen Schulz, mit den zustän-
digen Stellen in Verbindung gesetzt. DaS Ergebnis der Verhand-
lungen geht aus folgentem Bescheid hervor:

„Wegen der Verurteilung der Jugendlichen durch bie Sonder-
gerichte habe ich mich sofort mit den zuständigen Stellen in Ver-
bindung gesetzt. Danach scheinen mir die Befürchtungen unserer
Magdeburger Freunde erfreulicherweise nicht begründet zu sein.
ES sind bereits vor einiger Zeit vom Reichsjustizmirtister den
Beamten bet Staatsanwaltschaften dienstliche Anweisungen er-
teilt worden, daraus hinzuwirken, daß die Straftaten der jugend-
lichen Personen nach den Bestimmungen der Verordnung übet bie
außerordentlichen Gerichte den ordentlichen Gerichten, mög-
lichst Jugendgerichten, überwiesen und schon bei außerordentlichen
Gerichten anhängige Verfahren an die ordentlichen übergeleitet
werden. Nur wenn wegen Zusammenhangs mit anderen Ange-
klagten oder aus ganz besonderen Grünten die Behandlung durch
ein außerordentliches Gericht unbedingt notwendig erscheint, kann
auf eine Ueberweisung an das ordentliche Gericht verzichtet wer-
den. Wie mit berichtet wird, verfährt die Praxis neuerdings
auch schon in diesem Sinne. Es wird mir ferner mitgeteilt, daß
bei der letzten Aufruhrbewegung Jugendliche verhältnismäßig nur
in geringer Zahl beteiligt gewesen find.

Eine weitere Milderung der Vorschriften gewährleistet die
tn der Press« veröffentlichte Verordnung des Zleichspräsidenten
vom 24. April über den Strafauffchub unter Festsetzung einer
Bewährungsfrist (bedingte Begnadigung), di« besonders den
Jugendlichen zugute kommen wird. gez.: Schulz."

Diese Darlegung läßt die Hoffnung zu, daß es in den aller-
meisten Fällen möglich sxin wird, die Jugendlichen ter Justiz
bet Sontergerichte zu entziehen und sie damit vor schwerstem
Unglück zu bewahren.

Parteinachrichten.

Jvngsozialiste« vnd Partei.

Solange e» in unserer Partei „Jungsözialfftffcke Ab-
teilungen" oder „Vereinigungen" gibt, solange kämpfen oiese —
besonders heftig in einigen Großstädten — um ihre Stellung zur
Partei. Das erscheint einigermaßen komisch; denn für Ab-
teilungen oder Vereinigungen, die den Namen ter teutschen
Sozialdemokratie führen, die erklären, daß sie „im Rahmen der
Partei" arbeiten und sich als „Glied der Partei" betrachtet
wissen wollen, die darum nicht nur idielle, sondern materielle
Unterstützung von der Partei verlangen und in den Körper-
schaften vertreten fein wollen, dürfte solch eine „Frage" über-
haupt nicht existieren. Aber sie existiert und erregt die Gemüter
immer wieder. Da ist eS gut, daß bet Parteivorstand in diesem
Streit eine Entscheidung gefällt hat, die für die ganze jung-
sozialistische Bewegung, soweit sie sich zur SPD. bekennt, von
Bedeutung ist.

Die Berliner Jungsozialisten, die auch die Bezeichnung
SPD. führen, hatten ihrem Statut einen Paragraphen einver-
leibt, der besagte, daß ihre Vereinigung nicht nur den Zu-
sammenschluß ter Parteijugend, sondern auch der Jugendlichen
erstrebt, „die der SPD. nahest ehe n". Dieser Beschluß
wurde gefaßt gegen eine starke Minderheit, die ter Meinung
war, daß Mitglieder der „Jungsoyialistischen ^Bereinigung
(SPD.)" nur Mitglieder der Partei sein können und daß dieser
Beschluß der bekannten Enffchließung des Kasseler Parteitages,
betreffend die Jungsozialfften, zuwiderläuft. Der Parteivor-
stand hat diesen Standpunkt vollauf gebilligt und erklärt, daß
Mtglieder der Jungsozialisfischen Vereinigung nur Mitglieder
der Sl^ialdemokratischen Partei fein können. Er hat ter Ber-
liner Parteiorganisation aufgegeben, dafür zu sorgen, daß die
Jungsogialisten ihren Beschluß aufheben und durch einen solchen
ersetzen, bet ben LebenÄnteressen der Partei und dem Kasseler
Beschluß entspricht.

Es ist zu hoffen, daß diese Entscheidung des Parteivorstandes
endlich dem nutzlosen -streit unserer Jungsozialisten ein Ente
setzt und den Weg zu fruchtbringender Arbeit sreimacht. Pflicht
aller Jungsozialisten, die Mitglieder ter SPD. sind, ist es, über-
all für die Durchführung dieses Parteivorstandesheschluftes zu
arbeiten und dafür zu sorgen, daß die Bielefelder Tagung der
Jungfozialisten aus-klingt in einem mächtigen und unAwei-
teutigen Bekenntis zur S«ziabdenioktatisch«n Partei.

Japan und China. Wie bie „Chicago Tribune" aus New
Dori meldet, veröffentlichte bie „New Dork World" eine aus höchst
autorisierter Quelle Tientsins stammende Nachricht, tn der erklärt
wird, daß die japanische Regierung beschloß, die Provinz
Schaniung sofort ohn« alle Bedingungen an China zurück-
zugeberi.

gibt immer nur diese beiden Pole: Innen und Außen, (Seift und
Materie, Gott und Welt.

Was wir jetzt um uns erleben, sind di« GeiburtSwehen, ist
ein noch ungeklärtes Chaos.

Die Philosophie (Hussert, Bergson, Eucken) sucht di« Wesenc-
schau, die Religion erleht innere Kämpf«, die Naturwissenschaft
wendet sich ab von ber beschreibenden Art, sie macht die größten
Entvdeckungen seit Kopernikus durch- Einstein schafft neue
Richtlinien, neue Gesetze, die alles wankend machen, Spengler
legt für bie Geschichte neue Weg« vor.

Relativität, Uebergang, Wanken. Wo ist da Festes?
Ist es verwunderlich, wenn in solcher Zeit die Kunst sucht

und sucht? Ist es sonderbar, wenn bie Stilformen sich jagen;
Expressionismus, Futurismus, .Kubismus, Dadaismus?

Wanken, Wanken, Ueberschlag.

In eigenem Verzweifeln schauen die .Künstler aus nach
fremden Völkern. Frankreich bittet um Ausstellungen deutscher
Kunstler, Deuffchland beherbergt im Augenblick italienische Kunst.
Ist das ein Ausweg, ein. Weg vorwärts, was wir im Kron-
prinzenpalais in Berlin sehen?

Es ist auch noch Suchen und Tasten, Bizarrerie mrd Ge-
wolltes — aber es bricht schon durch, wegweisend: der Weg
zur Form. Zum Naturalismus wollen wir nicht zurück, wir
wollen vorwärts zu neuem Land. Di« Künstler sinld Künder,
sind Wegbereiter der neuen Zeit. Sie graben di« Herzen, sie
säen die Saat.

_ Sie leben in schwerer, aber schöner Zeit. Sie haiben keinen
Stil, ber ihnen überliefert ist, sie müssen ihn erst schaffen. Der
Stil aber, der gegen ten Willen der Zeit steht, vevweht wie die
Spreu im Winde.

Der Futurismus, die stärkste Darstellung der Bewegung —
letzter Auslänffr des Impressionismus — mußte vergehen.
Boccioni ist gefallen, er fand keinen Nack folger. Mari-
ne tti ist «in toter Man. S a r r a fand ten Weg, der vorwärts
weffr. Seine neuen Bilder geben das Suchen nach Form, nach
Sirrte, die er noch selbst als Futurist verachtet hatte.

Bon bei Bewegung, ber Unruhe jiit Ruhe,
d u c Klarheit, befe ist ber Weg, den die neue Kunst nehmen
muß. Einige der Italiener sind diesen Weg gegangen. Mor-
ia u d Ziel isi Ruhe, Abgekläriheii, Einfachheit. Er loninit
zur Zeichnung. Hier Liegern bie neuen Gefahren. Nicht zurück
zu Rethel, zu Coxncliu«, voywärt» mit ten Schönheiten ber

Das deutsch-russische AvUommen.
Von Mercator.

Das ant 6. Mai zwischen Denischleud und der Sowset-Regierung
abgeschtosseue Abkommen „über bie Erweiterung ber Tätigkeit ber
beiderseitigen Delegationen für Kriegsgefangene" stellt sowohl inhaltlich

als auch formell einen internationaien Llaalövertrag Dar, der nicht
nur über ben tn sinter üebertchrift gezogenen Rahmen, fondern auch
Über ben eines gewöhnlichen HandelSadkotumcn» in mancherlei Hinsicht
lnuanSgeht. DaS Abkommen beschränkt sich nicht auf bie rechtliche
Regelung ber zukünftigen Handelsgeschäfte ber ®orojetregierung mit
deutschen Staatsbürgern und Firmen, und ans bie Feststellung ber
GerichtSbaiketi und beS anzuwenbenben Prozeßrechtes. ES verleiht
den beiderseitigen Vertretungen eine Reihe von konsularischen
Rechten, unb diese Rechte fittb so auSgebehnt, baß sie einer
erneuten Anerkennung ber Sowjetregierung
de jure seitens DeutschlanbS nahekommen. Zu
dieser Auffassnng berechtigt in gewisser Hinsicht ber Inhalt des
Artikels VI, welcher ben Handelsvertretungen eine ziemlich erschöpfenbe
Reihe von konsularischen Befugnissen zu'pricht. ES ist zwar au8
diesem Artikel nicht zu ersehen, ob bie Wahrnehmung ber
Interessen ber russischen Staatsangehörigen in Deutschland aus-
schließlich der Sowjetregiernng reserviert ist, und ob nun diese,
wie in russischen Emigrantenkreisen befurchtet wird, das Recht haben
soll, Pässe, Beglaubigintgen usw. auszustellen, oder ob auch andere,
gegenwärtig in Deutschland anerkannte russische Instanzen ihren
russijcheil Koniularcharakter beibehalten. Der Nachsatz zu beut Artikel,
in welchem sich die vertragschließenden Teile verpstichteii, ein Abkommen
betreffend Bkurknnbuitg beS PersonenstaifdeS abzuschlietzen, weist darauf

hin, daß ber zukünftigen Sow.etregiernng die Rechte einer vollgültigen
konsularischen Vertretung eines völkerrechtlich anerkannten StaateS
praktisch wohl nicht abgesprochen werden dürsten.

Wenn diese formale Seite beS Abkommens in der Zukunft
politisch von Bedeutung sein dürfte, so filteret fieren augenblicklich mehr
die privatrechtlichen und handelspolitischen Teile
des Abkommens. Sie sind in den Hauptsachen in den Artikeln
VIII und XIII enthalten. ES handelt sich vorerst für ben teutschen
Staatsangehörigen um die Unverletzbarkeit seines Eigentums in Ruß-
land. Wir sehen hier, daß dieses Prinzip bet Unverletzbarkeit nur
in sehr beschränktem Maße gewährleistet wird. Der in dem
Artikel VIII zugesagte Schutz ist sowohl zeitlich, alS auch inhaltlich
begrenzt. Zeitlich insofern, als dieser Schutz nur denjenigen deutschen
Staatsangehörigen gewährleistet wird, die ihr Eigentum erst nach
Abs chlny der Veriiager in Rußland erwerben. Außerdem steht nur
das in Rußland befindliche Eigentum jener Deutschen unter Schutz,
welche sich zu H a n d e l s z w e ck e n nach Rußland begeben. Zuguter-
letzt ist dieser Schutz nicht generell, sondern wird erst durch besonderen
Ewntzbrief erworben. Aber auch diese Schtttzbriese gelten nur bann
als Schutz des deutschen Eigentums, wenn sein Erwerb und seine Ver.
Wendung den besonderen Vereinbrungen entspricht, welche bie deutschen
Geschäftsleute mit den zuständigen Organen der Sowjetrepublik zu treffen

haben werden. In zweifelhaften Fallen kann freilich die in Artikel Xin
vorgesehene Schiedsgerichtsklausel in Anspruch genommen werden, welche
die deutschen Rechtsgeschäfte der russischen Gerichtsbarkeit entziehen soll.

Im Gegensatz zu diesem zeitlich und sachlich beschränkten Schutz,
den das Abkommen dem deutschen Eigentum in Rußland gewährt,
wird das russische Eigentum in Deutschland unbeschränkt unter ben
Schutz beS Völkerrechts unb ber allgemeinen deutschen Gesetze gestellt.

Ein Vergleich zwischen den Rechten Deutschlands in Sowjet-
rußland und denjenigen SowjetrußlandS in Deutschland, bie durch
bas Abkommen bestimmt werden, ist dadurch erschwert, daß deutsche
Staatsangehörige in Rußland als Handeltreibende unb
Handelsverträge abschließende Privatpersonen auftreten, während
als einziges ruftt ches Rechtssubjekt in Deutschland, das unter die
Handelsparagraphen beS Vertrages fällt, die S o w j e t r e g i e r u n g
als solche auftritt. ES wird abzuwarten sein, inwieweit dieseAuS»
nabmestellung der Sowjetregierung alS handeltreibende juristische Person
praktisch von Bedeutung sein und ten deutschen Exporteur und Fa-
brisanten in eine schwächere Position gegenüber der russischen Sowjet-
regierung bringen wird.

WaS die praktische Wirkung des Abkommen» tn bezug am eine
Neudelebung deutsch-russischer Wirtschaftsbeziehungen
anbetrifft, so hängt deren Entwicklung in höchstem Maße sowohl von
bem Zahlungsvermögen der Sowjetregierung und ihrer Kreditfähigkeit
ab alS auch von dem Willen und ber Fähigkeit Deutschland», weit-
gehende Kredite zu gewähren. Diese Momente dürfen augenblicklich
wohl nicht zu hoch eingeschätzt werden. Aus diesem Grunde wird man
die wirtschaftliche Bedeutung deS Abkommens nicht überschätzen können.

Mkilll- MO MkMlkkSMWZ.

Hamburg und Umgegend.

Ist der Achtstundentag t« Gefahr?

Von ter Verwaltungsstelle HarnburgbeS deutschen Ncrast»
arbeitervcrbanbeS wird uns geschrieben:

Eine Errungenschaft der Revolution ist ter Achtftunbentetg.
Diese Errungenschaft wissen nur die richtig einzuschätzen, die Ge-
legenheit hatten, in der Vorkriegszeit auf ben Werften zu ar-
beiten. Ern großer Teil der Werftarteiterschaft mußte morgens
um 4 Uhr aus bem Haufe gehen unb konnte bei normaler Ar-
teitszeit abends um 8 Uhr zu Hause sein. Ueberstunten, Nacht-
und Sonntagsarbeit waren gang unb gäbe. Der Arbeiter wurde
nicht gefragt, ob er in der Lage sei, Ueberstunten zu leisten, son-
dern es hieß einfach: „Diese Nacht wird gearbeitet!", unb wer
sich einen Widerspruch erlaubte, dem war bie sofortig« Entlassung
sicher. Schichten von 36 Stunden waren nichts Seltenes. Es
bedurfte erst eines llwöckigen Streikes im Jahre 1910, um die
Mristunden-Schicht zu beseitigen. Leiter gab es aber Arbeiter,
denen die Beseitigung der 36stündigen Arbeitszeit nicht behagte.
So mußte auf einer größeren Werft eine Reihe von Arbeitern

durch die Feuerwehr von ter Werft gebracht werten. Die Re-
volution räumte mit diesem Mißstände gründlich auf. Der Acht-
ftuntentag wurde gesetzlich festgelegt.

Die Werftgewalfigen sind ater braus und dran, ten Acht-
stundentag zu beseitigen; zwar nicht mit den Mitteln, mit denen
die BKPD. die Erwerbslosensrage regeln wollte, auch nicht auf
gesetzlichem Wege, denn zur Beseitigung des Achtstundentages ist
wohl keine Mehrheit im Parlament vorhanden, sondern sie be-
dienen sich dazu der Arbeiter selber. Die Sucht nach dem Mam-
mon ist bei verschiedenen Arbeitern derartig groß, daß sie ohne
Bedenken den Achtstundentag preisgeben. Während vor dem
Kriege und während ter Kriegszeit ein gewisser Mut dazu ge-
hörte, bie Leistung von Ueberstunten abzulehnen, ist heut« ein
derartiger Mut nicht vonnöten, denn laut Tarifvertrag sind nur
diejenigen Ueberstunten, Nacht- und Sonntagsarbeit zu leisten,
bie mit Genehmigung der gesetzlichen Arteitervertretung verlangt
werden.

Leider gibt es einen Teil Kollegen, die die Arbeiter-
Vertretung hintergehen und sich nach Ueber-
stunden drängen. Bedenken denn dies« Kollegen gar nicht,
daß sie ein Verbrechen an der Errungenschaft der Revolution be-
gehen und an vielen Tausenden von Arbeitslosen, die wachen-
und monatelang ohne Arbeit dem Elend preiSgegeten find?

Bedenken die Kollegen beim nicht, baß sie Hunbertc von El-
tern der Verzweiflung unb dem Verbrechen in di« Arme treiben?
Daß sie Tausend« von Proletarierkindern dem langsamen
.Hungertote überliefern? Alle Kollegen, ganz gleich, welcher polt«
tischen Richtung sie angehören, müssen, wenn sie sozial empfinden,
auch danach streben, baß die Arbeitslosen in ten Produktions-
prozeß eingereiht werden, denn die notdürftigen Unterstützungen
werten nur von unsern Steuergrössen bezahlt. Wir können die
Arbeitslosen nur dann in die Betriebe hineinbringen, wenn wir
deren Arbeit nicht mit leisten, sondern uns streng an ten Acht-
stundentag halten unb nur die Ueberstunten leisten, von denen
der Betriebsrat überzeugt ist, daß sie im Interesse teS Betriebes
unbedingt notwendig sind.

Wenn so verfahren wird, bann wird der Achtstundentag nicht
in Gesghr kommen, beseitigt zu werden, _

Deutsches Kelch.

Sisenbahnttvrrband und Bramteuvund.

Ter erweiterte Vorstand des Deutschen Eiseubahnerverbanbe» faßt,
zur Frage ber Bahuwehren unb ber Schaffung eines Kartell-
ver hülln l sse s mit dem Dcufschen Beamtenbunbe folgende Beschlüsse:

1. Der Deutsche Eiseubahnerperband ist nicht grundsätzlich gegen
den Bahnschutz, sympathisiert aber nicht mit den bisher geschaffenen
Einrichtungen, bie ihren Zweck und Charakter nicht klar erkennen lassen.
Zur Klärung ber Sachlage sollen Berhandlungen mit bem Reich»-
verkehrSministcrium herdeigeführt werben.

2. Der erweiterte Vorstanb nimmt Kenntnis von ben bisherigen
Verhandlungen des Allgemeinen Deutschen GenierkschaftsbundeS mit
dem Deutschen Beamlenbuud über die Schaffung eines Sartell-
verhältnisseS. Auf Veranlassung unb in völliger Uebereinstimmung
mit leinen 13 im Beamtenverhältnis stehenden BorstandS-
kollegen erklärt ber erweiterte Vorstanb: Der vorgelegte Entwurf
eines Karlcllverliage» ist nicht geeignet, ba« schwierige
Problem zu lösen, weil er keine Rücksicht nimmt auf bie Be-
sonderheit deS Eisenbahnbetriebes und die von bet Geiieralkommission
bei der Gründung beS Deut'cken Eifenbahnerverbaude» aufgesteNten
Grundsätze. Außerdem berückstchtigt er auch nicht ben Beschluß be».
Nürnberger Gewerkschaftskongresse», der die EinheitSorgani»
sation für da« Siien bahnpersonal anerkennt. Der
Deutsche EisinbahnerPerdanb kann deshalb fein Einverständnis zur
Schaffung eines KartellverhältnisseS nur erklären, wenn da» Per«
sonal der Verkehrsbetriebe, besonders aber da» RcichSeisenbahnperfoual,
nicht auSeiuanbcrgerissen wirb.

troffen. Die Arbeiterschaft wird jedem, bet e4
wagen falte, den Abbru-b vorzii netz men, die
Knochen e n tz w ei s ch l aa e n. nmfs sofort etwas ge-
schehen, sonst fliegen die Arbeiter aufs Pflaster. Das preutztsche
Handelsministerium wäre recht wohl in der Lage, einzuschreiten.
Wir hoffen, tast eS das tun wird. Die gesetzlichen Handhaben
sind vorhanden. Hier ist eine Gelegenheit für die
StaatSrcgierung, bi c so oft betonte Staats-
a utori tät z u sichern. Ee» kann nicht angeben, daß es
einer Handvoll Kapitalisten, die die Mehrheit der Aktien in der
.Hand hat, erlaubt ist, in solch rücksichtsloser Weise ihrem Prosit
nachzujagen. Wenn die Kapitalisten nicht nadriKbcn, dann sollte
Inet sofort zur Enteignung ohne Entschädigung geschritten wer-
den. Es ist nokwendig, ein Exempel zu statuieren, sonst findet
Herr Röchling Nachadmcr. Die Grnbcntapitalisten wollen hohe
Preise, ixt» Land aber braucht .noblen, viele Kohlen, ixunri die
Preise nickt steigen. Die Kohle ist heute unser Brot. Wie kann
man di« Seele d«r Bergarlreiter so mistverstehen, dast inmt, in
einer Zeit, wo die Rechtsparteien nach Uebcrschichtcn rufen.
Gruben aLibrichtr Herr Röchliiig hat den Bergarbeitern der
Zeche „Maximilian" angebolen, sie möchten auf andere Gruben
kommen. Das ist aber nicht so leicht und die Grubenkapitalistcn
1 triften das. Wir fordern nochmals die Staatoregicrung auf,
gegen die kapitalistische Willkür einzuschreiteii. Hier ist eine Ge-
legenheit, die VolkSinteressen zu schützen. Wir rufen der Re-
gierung zu: „Hier Rhodus, hier springe!" Damit ihr das
leichter fällt, stellen wir den Antrag, der Landtag wolle das
StaatSministerinm ersuchen, di« Stillegung der Zechen auf
Grund der § 66 und 156 des Berggesetzes zu Verbindern und
die Stillegungsverordnungen in Anwendung zu bringen, ferner
die Stillegung vmi Bergwerksuntcrnehmungen von der Zu-
srimmnna der Bergbehörde abhängig zu machen und schließlich
bei der Reichsregierung darauf hinzuarbeiten, daß bei den Still-
legungen die Enteignung des Unternehmens ohne
Entschädigung zugunsten des Staates erfolgt.

QbeickergHauptmann Altmann: Mit der Enteignung geht eS
nickt so einfach Der Bergeigentümer ist schon durch das Berg-
gesetz zur Weiterführung des Betriebes verpflichtet. , DaS Ober-
beraamt mutz ihm aber eine sechsmonatige Arist lassen. Außer-
dem kann er klagen. Sin Prozeß würd« sich jahrelang hmzichen.
Auch die reichsgesetzlichen Bestimmungen Über Betriobsstillegun-
aen führen kaum zum Ziel. Es ist zweifelhaft, ob der Atnanz-
m unsrer die nötigen 400 bis 500 Millionen Mark hergeben wurde.
Es ist daher besser, daß ein Vergleich gesucht wird, bei dem die
Bergarbeiter nicht um Lohn und Brot kommen. (Beifall.)

Das Haus tritt in di« Besprechung ein.
Rührup (Z.): AuS wirtschaftlichen und sozialen ©tunten

mutz ter Fortbestand ter Zeche unbedingt ermöglicht werten.
Eine Stillegung würde kate,trophal wirken.^ Di« «orge der Ar-
beiterschaft ist verständlich, denn morgen läuft die Kündigun^s-
friit ab. Glücklicherweise will ja die Staatsregierung dafür
sorgen, datz die Ei-tscheidung über di« .ikünd:gung hinausgeschoben
wird. Wir beantragen Uel'erweisung der Angelegenheit an den
Ausschuß für Handel und @eroerbc.

v. Waldbausen tDNP.) verteidigt das Verhalten der B«rg-
wcrksbesitzer. Durch die andauernden Wassereinbrüche wird der
.iilsbau ter noch nicht betriebsfähigen Anlage unmöglich gemacht.
Kein Mensch denkt daran, die Uebertageanlag« ans Abbruch zu
verkaufen. Wir lehnen den sozialistischen Antrag ab, weil er
Enteignung ohne Entschädigung verlangt. .

Dr. Pinkernelle (DVP.) beantragt Beratung tm Ausschug
für Hantel und Gewerbe.

Etter (USP ): Die andauernden Wassereinbruche sind durch
die Stillegung der Bergwerke herbeigeführt worden. Bei ter
großen Wohnungsnot finden die Arbeiter, obwohl man ihnen die
Umzugskosten vergüten will, kein« Wohnungen. Im Ruhrgebiet
verricht außer dem WobnungSmangel noch Arbeitslosigkeit. Da-
aegen haben die Bergwerksbesitzer während ter ganzen Kriegs-
zeit ungeheure Gewinne erzielt. (Zuruf rechts: Und die
Löhne?) Wir stimmen daher dem Antrag der MehrheitScharteien
zu und stellen uns auf den Boden der entschädigungslojen Ent-
cignunß.

S-bstt- (Komm.): Wenn die Zeche ersoffen ist ist allein
Ihr (nach rechts) Krieg daran schuld. (Lachen rechts.) Tie
Stillegung ist nichts anderes als ein geschicktes Finanzmanöver.
Die Götzke Schuld liegt aber bei den Mehrheitssozialisten, die
nichts für die Sozialisierung getau_ haben, obwohl sie das Heft
in Händen hatten. Sie haben dix Sozialisierung mit Maschinen-
gewehren niederkartätscht. Die Arbeiter müssen endlich mit allen
kapitalistischen Ausbeutern abrechnen. (Lachen rechts und bei
ter Mehrheit. Bravo! bei den Komm.)

Dr. Höpker-Asch-fs (DDP.): Selbst bei einer kosteniosen
Uebernahme der Gruben durch den Staat ist eine intensive Be-
wirtschaftung unmöglich. Im übrigen stimmen wir dafür, daß
die Anträge dem Ausschuh für Hantel und Gewerbe überwiesen
werten.

Qsterroth (SD.): Bei der Stellung unseres Antrages kam
es uns darauf an, daß die Plutokratie die Arbeiter nicht auf die

■Strafte werfen soll. (Redner behandelt bann int einzelnen die
Behauptungen der Abgeordneten der Rechten.) Gegenüber 0cm
Bericht des Abgeordneten Pinkernelle, ter davon spricht daß das
Ruhrgebiet ja nun doch besetzt wird, sage ich: Man soll den
Teufel nicht an die Wand malen. Heute ist das Volk in dieser
Frage einig und sagt jedem, der es hören will: „Hände weg!"
Gegenüber den Herren von links, di« fragen,
warum bie Sozialisierung nicht da fei, sage i ch :
Ihr, die Ihr die Arbeiterbewegung gespalten
habt, tragt bie Schuld daran. (Lärm bei den Komm.)

Die groß« Anfrage wird dem Ausschuß für Hantel und Ge-
werbe überwiesen.

Prästtent Leinert schlägt vor, sich zu vertagen und die nächste
Sitzung auf den 31. Mast nachmittags 2 Uhr, einzuberufen, wenn
die politischen Verhältnisse es gestatten.

Geschke (Komm.) beantragt, das HauS nicht zu vertagen,
sondern die Bergwerkssrag« weiter zu verhandeln.

Brann (ST.) beantragt morgen noch zu tagen, um den
Gesetzentwurf über die Nachtragsumlagen der Gemeinten noch
zu erledigen.

Lüdecke (DNP.) kündigt entert Abänterungsantrag an, so
daß ter Gesetzentwurf morgen doch noch nicht verabschiedet wer-
ten könne.

Scholich (SD.) erklärt dies für sehr auffällig, da im Ge-
meinteausschuß @inftimmigfeit herrschte.

Nach Weiterer Aussprache wird beschlossen, morgen keine
sihnng mehr abzuhalten.

^kschäftsortnungsdebatle über die Kabinettsumbildung.

Braun 'DD.): Ministerpräsident Stegerwald hat laut einer
Zeitungsmeldung erklären lassen, daß im Hinblick auf die Vor-
gänge im Reiche die Neubildung einer Regierung in Preußen
kurz nach Pfingsten erfolgen muß. (Aha!-Rufe rechts.) Wir be-
antragen daher, schon am 24. Mai zusammenzutreten. (Große
Setoegung.)

Brust (Z.): Ich leime eine derartige Zeitungsnotiz nicht.
Die Reichsregierung ist ja noch gar nicht zusammen. (Gelächter
rechts, Unruhe bei den SD.) Warten wir ab, wie es in 14 Tagen
auSfieht Nachdem Sie sich lzu den SD.) aus der Regierung
hcrauSmanöteriert haben, haben Sie eS mit einem Male sehr
eilig. (Unruhe bei den SD.)

v. Camve (DBP.): Auf Grund einer Zeitungsnotiz können
irir einen derartigen Beschluß nicht fassen. Der Ministerpräst-

Die interalliierte Rheinschiffahrtskommission hat mit Wir-
kung ab 11. Mai verfügt, daß jedes Fahrzeug der alliierten
Klottill« oder jeder Transport, der als Transport der alliierten
Truppen gekennzeichnet ist, unbedingtes Vorrecht auf dem
ganzen besetzten Rhein genießt.

Die letzten deutschen ftriegSgefangenee in Frankreich befin-
den sich noch im Lager von Avignon, wo sie wegen Straftaten
zurückgehalten werden. Dieser Sage ist ein Teil von ihnen,
darunter bet letzte Offizier, in Mannheim angekommen. Die be-
fanden sich seit 6 Jahren in Gefangenschaft.

Dem General-Hauptquartier brisischer Kommunisten stattete
di« Londoner Kriminalpolizei am Sonnabend einen Besuch ab
und verhaftete dabei den Sekretär der Partei, Jnkpln, welcher
beschuldigt wird, die National Labour Preß (die £ nutetet bet
Unabhängigen Arbeiterpartei) veranlaßt zu haben, di« „Thesen
der Kommunistischen Internationale" zu drucken und zu ver-
breiten. Dieses könnte „evenmell tet^u führen, Aufruhr und
Unzufriedenheit in ter Bevölkerung zu verursachen". Mit Aus-
nahme eines Karl Marx-Porträts und einer Sammelbüchse, ent-
haltend Geld für bie streikenden Bergleute, wurde von bet be-
waffneten Polizei alles Bewegliche konfisziert.



Tages-Sericht.

Hamburg.

Dir Hamburftischrn (^rwerkschastrn ;um Ultimatum
drr tfutente.

Eine am 7. Mai 1921 ftottgefunbeiic Sitzung de? Vorstandes
bc» Orisau-ichuße» des Allgemeinen Teutschen Gewerkschafts-
bundes besänftigte sich mit dem Ultimatum der Entente und
kam unter befonberer Berücksichtigung der bisher gegebenen
Pressemeldungen und eingehender Berücksichtigung ber wirt-
schaftlichen und politischen Lage der Arbeitnchtnerschaft zu dem
Entschluße, an die sozialdemokratische Fraktion des Reichstags
telegraphisch das Ansuchen zu stellen, der Unterzeichnung
bei- Ultimatums zuzustimmen, da der Ortsausschuß
die Unterzeichnung gegenüber ber Durckiübrung ber in Aussicht
gestellten Sanktionen als das kleinere Uebel ansah. Gleichzeitig
wurde telegraphisch der Allgemeine Teutsche Gewerkschaftsbund
in Berlin ersucht, tm Jntereße der Arbeitnehmerschaft für die
Unterzeichnung eingutreten, da der Ortsausschuß aus einer
glatten Ablehnung unübersehbaren wirtschastlichen Schaden für
die Arbeitnehmersckaft — besonders der hamburgischen — be-
fürchtet, zumal für Hamburg eine Blockade in Aussicht stand.

Von einer Verösfentlichung dieses Beschluße? ist bisher aus
taktischen Gründen flbstand genommen; es mag als Beweis
dafür gelten, daß bic sozialdemokratische Fraktion bes Reichs-
tag? bei ihrer Entschließung ber Unterstützung ber freigewerk-
schaftlich organisierten Arbeitnehmerschaft Hamburgs gewiß fein
konnt«.

BtlriebsratSwahlerstkbnis Bei der Hochbahn A.-G.

Bei der Abteilung Straßenbahn erhielt di« f r e i gewerk-
schaftliche Lifte gum Sirbeiterrat 3298, die politische kom-
munistische Liste erhielt 841. TieS magere Ergebnis erzielten die
floiumunifttn irotz eines von ihnen verbreiteten Flugblattes gegen ihre
fteigeweikschajtlichen Kollegen, das mit den saftigsten Ausdrücken ge»
spickt war.

Bei der Wahl z'im Angeste Ilten rat erhielt dl« fretgewerk-
iLa'tliche Liste 206 stimmen und 5 Vertreter, die Liste des Gewerk-
jchaitSbunbeS 174 Stimmen und 3 Vertreter. Wir kommen noch auf
dir Wahl zurück.

Vetriebseröffnnug der Hamburger Marschbah«.

Di« Marschbahn fährt! Zwar zunächst nur eine Teilstrecke, Eie
Fünihausen, aber eS stellt in nicht allzu ferner Aussicht, daß auch drr
restlich« Tril, ber bann in Wirklichkeit erst ble Hamburger Frucht- und

; Gemüftkammer mit der Millionenstadt Groß-Hamburg verbinden wird,
in Betrieb genommen werben kann. Bei einer Probefahrt am gestrigen
Mittwoch hatten Vertreter des Stack», bet Gemeinden und der Preße
Geleoenheit, die Einrichtungen der neuen Bahnlinie kennen zu lernen.
Auf der allen Vierländer Bahn ging «» zunächft durch jene Gegendm,
die ibr« tiefsten Reize nicht dem oberflächlichen Beschauer von
der Bahn au», sondern erst dem Kenner erschließt, der auf
den Kirchenwegen ftill einhergeht. Trotzdem kann man auch vom
Zug« au» manchen Blick in die Eigenart der Dierlande tun
und di« Unterschied« im Anbau Eeodachtm. Ueberall herrsch!
Tätigkeit und mit Genugtuung kenn man vom Bahnhof Zollen-
spieker au» feststellen, daß die Ersatzbauten für die im November durch
die große Feuer»brunft zerftörien Gebäude bereits wieder unter Dach
sind. Tic allen Bauernhäuser sind e? nicht wieder; daS ift bedauerlich,
denn gerade auch diese bildm ein Stück SehenSwütdigkeit, ebenso wi«
die Kirchen, in bereit älteste und beachtenswerteste bic Fobitteilnehmer
in Altengamme, das an ber neu in Betrieb genommenen Strecke liegt,
einen Blick zu tun Gelegenheit hatten. Hier ist alle Bierländer Kunst
erhallen geblieben, keine Renovierung Hal dem Abbruch getan. Unb wie
hier, so haben auch die ganzen Vierlende viel bes Beachtenswerten,
do» vielleicht durch die neue Bahnlinie weit mehr al8 bisher Freunde
aller heimischer Kunst anlocken wird.

Unmittelbar beim staatlichen Versuchsfeld in Füushausm ist vor-
läufig der Endvunkt der neuen Bahnlinie. Zweckentsprechend und dem
(fbatafier der Gegend ongepaßl find die Banllchkcilen ber einzelnen
Stationen; hier ist mit dem Stiftern ber kahlen, eindtuckslosen Dienst-
gebeude vorlsilhasl gebrochen worden Nen ift ben Anwohnern zunächst
bet Lahnvetkehi noch — man konnte eS überall an Mensch und Tier
beobuchlen — aber bi« beteiligten Vierländet werden ihn begrüßen,
denn durch bi« neue Linie wird ein bebeufenbeS Gemüseland bem
Verkehr erschloßen. Den Bewohner» wird dir Möglichkeit verschafft,
ihr« Erzeugniß« besser al» seither abzuführen und die notwendigen
Düngeuckitel für ihre Läubcteien bequemet hetanzubtingen. Auch ist
eS ben Bauiibetnehmetn möglich, Materialien, beten Anfuhr teuer und
zeitraubend wat, rasch an die Banstelle zu bringen. Hat doch der
Staat neben ber Bereitstellung der Mittel für den Bahnbau auch die
Mittel für die Erbauung bet lange« Zuiühtsttaßen zur Verfügung
gestellt

, In schwerer Zeit wurde hier ein gtostcS Unternehmen durch-
geführt. Vielen Etwctbslosen ist ArbeitSmöglichkeit verschafft worben
unb weisere ArbeilSmöglichkeit wirb die voraussichtliche Inangriff-
nahme auf bet letzten Strecke, die Lchsenwätber mit Rotenbuti'sott
verbinden wird, bringen. Von einem Venieler bet daran beteiligten
Gemeinden wurde zum Ausdruck gediachl, daß auch sie auf baldige
Bahnverbindung hoffen.

Etwas ist allerdings geeignet, die Freude zu trüben: Die Fahr-
preis«, die auf bet Beigeborf-Gresil,achtet Bahn diejenigen ber Staats«
bahn erheblich übersteigen. Trotzdem wird die neue Strecke aber wohl
die Hoffnungen müden, die ihre Erbauer sowohl wie die Bewohner
d«S ktjchioffencn Gebietes an sie stellen.

*

Der Bau der Bahn erfolg fe nach ben Entwürfen der Bergedorf-
Gcesthachter Eisenbahn auf Grund eines Bau- unb BetriebSvertrageS,
dm die Parteien im Dezember 1918 schloffen und der die Genehmigung
der Bürgerichafl fand. Tie Arbeiten wurden zum allergrößten Teil,
soweit e» die Berhüllniffe irgendwie zuließen, durch AtdeilSlofe von
Hamburg, B rgeborf, Geesthacht und ben an ber Bahn liegenben Ge-
meinden ausgesührt ,nnd zwar wurden während der HauptardeitSzeit
täglich rund 1000 Arbeitslose beschäftigt, die zum Teil auf Sonder-

jflgtn von Bergedorf nach Zollenspieker bezw. Geesthacht herangebracht
wurden. De im ebenen Matschgelände nur bet Aushub auS ben
SeitmbahngtSbm gut Tcminfchüttung Verwendung fanb, mußten die
fehlenden Meßen für den Bahnkörper und für die BahnhofSanIagm
aus dem Gojmberge bei Bergebotf unb aus den staatlichen Dünen
bei Borghorft aui Eisenbahnwagen anger'nhten werden. So z. B.
lieferte btt Gojenberg 310 000 cbm und die Dünen bei Borghotst
rund 150 000 cbm Bobmmaffen.

Besondere Schwierigkeiten verursachte der Aushub von Moorboden
im Geesthachter Moor und in der Nähe ber Besenhotstet sandbeige.
Moorstreckm bis 2,50 Meter Tiefe wurden im Winter 1919 unter
starkem Wcffctandrcng in ber Hauptsache ourch Geesthachter Arbeitslose
aiiSceiühtl. Umtangreiche Arbeiten waren auch auf ben Bahnhöfen
Geesthacht unb Zollewpieket durch die Einsühttnig bet Lstarichbahu nölig.

Beamleiiwohndäuiet entstanden, Stellwerke wurden erweitert und
neu angelegt, Bahnsteige neu hergestellt und Geleijecnlagen in Geest-
hacht und Zollen'pikkei vollsiötibig umgcstaltel. Auf dem Bahnhof
Geeühachi niußte ein Lokomolwichuppen mit kleiner Werkstatt, Kohlen-
tanse unb Waßetanlcgen angelegt werben unb in Zollenspieker würd«

die Erbauuna eine» Wanerturms mit Zubehör nölig.
An der Balinlinte sind folgende Elationen angelegt: Geesthacht,

Tüi eberg, Brenbrnmoor, Borghorst, Altengamme, Elbdeich, Kiebitz-
brack, Kreuel, Ricpeiidiirg, Tcusclsort, Zollenspieker, Howe und Fünf-
hausen. Dabei bleuen die Bahnhöie Tüneberg und Brandcnmoor nur
dem Personenverkehr, Riepcnburg nur dem Güiervcrleht; alle übtizm
Bahnhös« besitzen Anlagen für den Personen- und Güterverkehr. Mit
Rücksicht auf die hohen Baukosten wurden vorerst nur die Bahnhöfe
Alteiwamme, ßranel, TeufelSon und Howe mit Empfangsgebäudeu
unb Neben« iilagm verüben ; auf allen üorigcn Bann Höfen wird der
Dienn durch Bcchnagenteii verleben, die ibr am Bahnhof liegenden
Gebäude zum AuuniHalt bet Fahrgäste und für den Fahrkarienverkauf

• zur Verfügung stellen.
Der Bau bet ganzen Bahn wurde unter Leitung deS Vorstände»

der Beigedott—Geesthachter Eisenbahn A.-G. cusgestimt, ber in Geest-
hacht und Zollenspieker Bauleitungen eingerichtet hatte, während bi«
Beschaffung ber umfangreichen Baustoffe aller Art duich die Ober-
baumaierialien-Veiivaltung ber Betardorf—Geesthachter Eisenbahn A.-G.
in Bergedorf erfolgte. Die staatliche Bauaufsicht übte die 8. Ingenieur-
Abteilung der Bauoepuiclion auS. Die Kosten der 25 Kilometer langen
Bahnstrecke betrugen ohne iBetniblniiltcl rund 35 000 000 Mark. Der
Bau wurde in rund zwei Jahren detgestelli. Mit bet Fertigstellung
dieser Teilstrecke ist der größt« Tril ber Matschbahn hetgesteUt. Die
4,5 Kilometer lang« Strecke Fünihausen—Ochsenwarder wird nach
Fertigstellung deS Haupienlwässerungsgtabens, d«r daS ganz« Marsch-
gebiet entwässern soll und längs bet Bahnlinie verläuft, in Angrif!
genommen, so daß noch die strecke Ochsenwürdet— Billbrook—Tiefstack—
RolmburgSotl mit dem Endbahnhof der Matschbahn übrig bleibt.

Internalionale Bestrebungen der Vattnerei-

arbeiter.

Di« Verbände der @ärtneteior.eitet- in den skandi omschen

Landern erwägen den Plan, unter sich einen Bu:-,d zu schließen,
wie es auch schon von den skandinavischen Gewerkschaften anderer
Berufe geschehen ist.

Ferner sind Versuch« unternommen worden, einen .nternmto-
nalen Bund der Gärtnereiar der tir zu erricht«». E- liegen schon
aus 12 Lände«n zustimmend. Erklärungen vor. Unter diesen
befinden sich Frankreich, Kclglcn, die Nicherlandc, Sdiieiimrl
unb Schlvcdco. Mem veatßicktigl, .eine internoticmnlc Konferenz
entgubemfen.

Die Bestimmung der Jntctalliierten Rheinlandlommission,
daß Waren aus oder nach dem besetzten Gebiet vorn 10. Mai an
nur mit Aue- und Einfuhrbewilligungen versandt werden dürfen,
findet, abgesehen von bestimmten Ausnahmen, auf Postpaket« bis

■ 5 Kilogramm lein« Anwendung. Dies« brauchen daher neben
! der Psletkarte nur von einer Zollinhaltserklärung begleitet zu

fein. Ten Absen der« wird dringend empfohlen, die Jnhalrs»
etllätung so genau wie möglich cmszufüllen unb bi« Waren be-
stimmt ju bezeichnen Auch in «k zweckmäßig bi« Inhalts-
erklärung am oberen Rand der Pak»!kart« anzukleben; sie gehl
dann nicht so leicht verloren, als mein sie nett Stecknadeln ober
Klammer» befestigt ift.

tfric Dicvflllciie der Mat .Nklcilmtz teilt mit: Der ßiefmtgtntn
L-atispottdampjcr .Wigbert" ch am Dienstag, 10. Mai in Tunis
angenommen.

WNM MWU

(Sine Lücke tu der Geschäftsordnung.
Mndkr- nnb Juftrndschutz. — Marschbahn. — Brrufsschulgeseb.

Wenn der heilige Geist von Moskau nicht in einem neuen

Psingstaufgub über feine Hamburger Jünger kommt, so ist ernst-

lich zu befürchten, datz die nicht nur zahlenmäßig, sondern auch

intellektuell immer mehr zirsammenyeschrumpfte BKPD.-Gruppe

über acht Taye rettuirgSlos dem Blödsinn verfallen ist, von dem

sie diesen Mittwochabend schon einige erschreckende Proben von

sich gab. Mehrere Male muhte nämlich die Sihung unterbrochen

werden, weil eins oder daö andere Mitglied dieser Gruppe einen

Anfall von Geistesstörung bekam, die Tribüne bestieg und ein

wirres Gerede von politischer Lage, neuem Krieg usw. begann,

Mrd dieses Gerede, trotz des Einspruchs des Präsidenten und trotz

einmütigen Widerspruchs der ganzen übrigen Bürgerschaft, ohne

aichzuhören, sortsetzen wollte. Man hat eS hier mit einem Aus-

wuchs von parlamentarischem Kretinismus zu tun, der die von

Reich, THÄmann, Herzog und allen führenden Geistern ver-

lassene Kommunistenfraktion befallen hat. Da die Geschäfts-

ordnung der Bürgerschaft keine Bestimmung aufweist, wie das

Auftreten solcher Geisteskrankheiten ivährend der Sitzungen zu

behandeln ist, wird man die Lücke durch errtsprechende Matz-

rrahmen ausfüllen müssen. Denn selbstverständlich kann keine
Rede davon sein, dah die bereits angekündigte Wiederholung

dieser Auftritte stattfinden darf.

Es ist schon genug, was an sachlichen und vernünftigen

Reden in der Bürgerschaft geleistet wird. Denn baS ist ja dai-

leider nicht zu ändernde Wesen ihrer Arbeit, daß sie immerfort

von Reden begleitet ist. Dabei sind diese Reden so kostbar, daß,

wie unser Genoffe Neumann in einer vorbildlich kurzen Be-

merkung anführte, nach einer jüngst vorgenommenen Berechnung

jede Minute Redezeit an Herstellung und Drucklegung des steno-

graphischen Berichtes usw. nicht weniger als 15 M Unkosten

verursacht. Das sollte wirklich zur Vermeidung aller über-

flüssigen Rederei Anlah geben.

Man hat ja den bequemen Ausweg, alle Dinge, die reiflicher

Besprechung bedürfen, cm einen Ausschuß zu verweisen. Das

geschah denn auch diesmal mit beinahe jedem Gegenstand, der

zur Beratung stand. Die Unterstützung des Vereins für Kinder-

schuh wird auf Antrag unserer Genossin Siengele in einem

Ausschuß geprüft, die Betriebsweise der Marschbahn, deren In-

betriebsetzung im übrigen bewilligt wurde, auf Antrag Sowa

desgleichen. «Und schließlich ging auch das neue Berufsschulgesetz,

zu dem Senator Schumann die Einführungsrede hielt, an einen

Ausschuß, obwohl in mehrstündiger Debatte von Rednern aller

Fraktionen so viel darüber gesagt worden ist, daß man sich
fragen muß, was denn im Ausschuß nun noch mehr gesagt wer-

den soll. Immerhin ist nun diese Sache vorläufig erledigt, und

nächste Woche kann die Bürgerschaft an eine Sache Herangehen,

die dem Staat etwas einb ringen soll, iiämlich an die Steuer-

gesetze *

26. Sitzung.

Mittwoch, 11. Mai, nachmittags 5 Uhr.

Präsident Roß eröffnet die Sitzung mit der Verlesung von
Eingängen des Seliats. Dazu liegen zwei Anträge vor, von
Ossenbrügge (DNP.j, der die Ueberbrückung des neuen Fischerei-
hafens in Cuxhaven beantragt, und von Jacobsen (DNP.), der
die Bewilligung von einer Million Mark für die durch den vol-
uischen Einfall geschädigten Oberschlesier fordert. Ferner liegt
ein Schreiben des Generalstaatsanwalts vor, der die Strafver-
folgung des Ahgeorckneten Rühl (Komm.) verlangt.

Der Vorsitzende gibt der SBerfatnnilung ferner folgende
neuen Eingaben bekannt: Vom Verband der deutschen Gewerk-
bereine, Hamburg, betreffend Einführung der Grundsteuer nach
dem gemeinen Wert; vom Betriebsrat der Schirfsrverft und Ma-
schinenfabrik Blohm & Boß, K. a. A., betreffend Gebühr für
Benutzung des lAbtunnels.

Fran Rehberg (Komm.): Ich richte an den Vorstand der
Bürgerschaft die Anfrage, warum die Besprechung der politischen
Lage nicht ans die Tagesordnung der heutigen Sitzung gesetzt ist.
— Präsident Roß: Die Anfrage ist dadurch hinfäll-g, well mir
erst eben davon Miiieilung gemacht wurde. Außerdem ist oan
keiner Seite diese Besprechung gewünscht worden. — Fr in
Homme? (Komm.) beantragt Besprechung der Anfrage, die
aber gegen die Kommunisten abgelehnt wird.

1. Anfragen an den Senat. Platen (DDP.) stellt
folgenbe Anfrage: Dem gesamten deutschen Zeitungsgewerbe
droht infolge der uirgeheuren Steigerung des Zeitungspapier-
preises eine Katastrophe, bei der öffentliche Jntereffen außer-
ordentlich schwer bedroht sind. Ich frage den Senat, was er zu
tun gedenkt, um diesen Zusammenbruch zu verhindern, und frage
ferner, ob der Senat bereit ist, bei der Reichsregierurig sofortige
Schritte zur Abhilfe zu unternehmen. — Staatsrat Heydecker
als Vertreter des Senats beantwortet die Anfrage dahingehend,
daß durch die nicht mehr geleisteten Reichszuschüffe, den Rück-
gang der Ausfuhr und des Weltmarktpreises die Steigerung der
Papierpreise so erheblich geworden ist. Die herantroartlidjen
Stellen haben bereits Maßnahmen eingeleitet, um eine ratio-
nellere Wirtschaft in der Papiererzeugung herbeizufuihren.

Grevsrnühl und Rose (DBP.) fragen an: 1. Ist die
Verlegung der Versorgungsämter van Hamburg nach Altona be-
schlossen, oder schweben di« Verhandlungen noch und in welchem
Stadium befinden sie sich? 2. Welche Grunde werden für die
Verlegung geltend gemacht und welche Stellung Hal der Senat
in dieser Sache eingenommen?

Vortragender Rat Sahen als Vertreter des Senats ant-
wortet, daß von dieser Verlegung dem Senat nichts bekannt ist.
— Grevsrnühl (TWP): Es gehen Gerüchte unter den
Kriegsbeschädigten um, daß die VersorgungSämter nach Altona
in di« Kaserne der 31er verlegt werden sollen. Das hat mir
auch der Direktor des Altonaer Amts bestätigt. Daß der Senat
nichts davon weiß, ist bedauerlich. Wenn diese Angelegenheit
auch Reichssache ist, so muß sich der Senat doch darum kümmern.
Denn in Hamburg sind die meisten Kriegsbeschädigten, die auch
auf den Hamburger Fürsorgestellen zu tun haben. Daher muß
alles getan werden, die Aemter in Hamburg zu belassen. —
Dr. Nagel DNP.): Mir ist bekannt, daß die Verlegung des
Versorgungsamtes III schon beschlossen ist. Ich bitte, daß der
Senat dieser Sache seine Aufmeriksamkeil schenkt im berechtigten
Interesse der Kriegsbeschädigten. — Knossalla (Komm.i:
Wir bedauern, daß der Senat von dieser Verlegung nichts weiß.
Am 16. Mai soll sie schon erfolgen. Der Betriebsrat der Vcr-
forgungsämter wehrt sich auch gegen die Verlegung. Nach Neichs-
berfügung sollen die Aemter da untergebracht werden, wo sie
gut mit der Bahn zu erreichen sind. Tas ist aber in Altona nicht
der Fall. Die Fürforgeämter würden bann auch mehr belastet.
Man soll den Kriegsopfern nicht diese Erschwerung ihres Ver-
kehrs mit den Behörden gumuten. — Neumann (SD.): Auch
uns wundert es, daß der Senat von dieser Verlegung keine
Kenntnis hat. Der Senat sollte dieser Frage seine besondere
klufmerksamkeit widmen und für Belassung der Aemter in Ham-
burg eintreten.

Franke (Komm.) stellt folgende Anfrage: Es wird um
Auskunft gebeten, welche Gründe den Senat zwingen, die Bann-
meile noch weiterhin aufrechtzuerhalten.

Vortrageder Rat Kaven als Vertreter des Senats teilt
mit, daß der Senat nicht in der Lage ist, die Bannmeile auf*
zuheben, da diese durch Reichsgesetz geschaffen ist.

Zur Geschäftsordnung bemerkt Franke (Komm.), daß die
ernste politische Lag« eine Besprechung erforderlich mache. Er
wird vom Präsidenten Rotz auf das geschäftsordnungswidrige
Vorgehen aufmerksam gemacht und fällt dem Präsidenten
wiederholt in die Rede.

2. I n bi« FriedhosSdeputation wird Eduard
Wilhelm gewählt.

3. Luft bildaufnäb m t n von Hamburg. Der
Senat beantragt, daß für Luftbildaufnahmen von Hamburg und
Umgebung ein Betrag von 66 000 X liewilligt und ttt Artikel 70
des Etaaishaushalt-planer für da» Rechnungsjahr 1931, Bau»
Deputation, Sektion für Hochbau«, Ingenieur- und Gartenwesen,
eingestellt werde.

Dr. Sieveking (DBP.): Wir können den Nutzen der
Aufnahmen nicht einsehen und bitten um Ablehnung. — Hirsch
<WB.) bittet auch um Ablehnung. — Platen (DDP.) bean-
tragt Einsetzung eines Ausschusses von Q Sperfonen. weil die Ab-
leTniing dieses Antrages nicht ohne Prüfung beschlossen werden
kann. — Der Antrag auf Ausschuscheratung wird angenommen.

4. Unterstützung de» Verein« Rinder schütz
und Iugendwohlfahrt. Der Senat beantragt, daß zur
Unterstützung tx8 Verein» Kinderschuh und Jugendwohlfahrt,
E. V., Hamburg, 169 400 X bewilligt werden. — Dazu heai»
tragen Thälmann lKomm.) und Genossen, die vom Verein
Kinderschutz und Jugendwohlfahrt zu leistende Arbeit der Be-
borde für öffentliche Jugendfürsorge zu übertragen, — Ida
Btengele (SD.) und Genossen beaiiturgcn: Einsetzung eine»
Ausschußes von 0 Personen z»rr Prüfung beS Senaten iwggeS

Nr. 201, betreffend Unterstützung des Vereins für Kinkerschutz
und Jugendwohlfahrt.

Korell (ST.): Es steht fest, daß der Verein für Jugend-
wohlfahrt vor unk nach dem Kriege viel für die Jugend getan
hat. Man kann seine Tätigkeit jedoch nicht als eine private be-
zeichnen, wenn man bedenkt, daß dem Verein 6000 M Beiträge
und 30 000 X von pnvaler Seite zur Verfügung stehen, und er
vom Staat nahezu 160 000 X einwirbt. Die Verwaltung des
Kinderheims läßt viel zu wünschen übrig, so ist z. SB. ein Kind
dort untergebracht, besten Vater in Altona wohnt. Eine durch-
greifende Prüfung ist unbedingt erforderlich. Ebenso ist die
Tätigkeit des Bureaus einer eingehenden Prüfung zu unter-
ziehen. Bei dem umfangreichen Material ist Ausschußberatung
unbedingt erforderlich. — Frau Homme» (Komm.) schließt
sich der Auffastung Korells an, auch sie verlangt Uebernahme der
Tätigkeit des Vereins durch die Jugendfürsorge. Sie schließt
sich dem Ausschußantrag an. Der Antrag Thälmann wird zu-
rückgezogen. — Frau Schaper (DBP., tritt ebenfalls für Prü-
fung der Angelegenheit in einem Ausschuß ein.

Der Antrag Stengele wird angenommen.
5. Vorläufiger Betrieb auf der Marschbahn.

Ter Senat beantragt, die Bürgerschaft wolle sich mit der Eröff-
nung des Betriebes auf bet Teilstrecke der Marschbahn von
Fünfhausen bis Geesthacht nach Maßgabe des am 26. April 1921
zwischen der Finanzdeputation und der iöergedorf-Geesthachter
Eisenbahn A.-G. abgeschlosienen Vertrages eintoerftanben er-
klären, auch genehmigen, bah als Kosten bet Bettiebsführung für
die Zeit vom 15. Mai 1921 bis zum 31. März 1922 ein Betrag
von 1 837 600 in den Staatshaushaltsplan eingestellt werde.

Sowa (SD.) und Genossen beantragen: Unter Annahme beS
Senatsantrages Nr. 207 Einsetzung eines Ausschußes von
13 Personen zwecks Prüfung bet BahnbauauSfühtung bis Fünf-
hausen und eventueller Wetterführung der SSahn, sowie des sei-
tens der Finanzdeputation mit der SSergedorf-Geeschachter Eisen-
bahn-Aktiengesellschaft über die BetriebSsiihrung geschloßenen
Vertrages. — Sowa (SD.): Die Marschbahn erfüllt chre Auf-
gabe, den Verkehr nach Hamburg, nicht in dem Maße, wie sie es
täte, wenn sie direkt nach Hamburg geführt wird. Diese Frage
muß geprüft werden. Ebenso dis Frage der Arbeitsweise;
denn es wird den Arbeitern Atzbeitsunlust vorgeworfen und da-
mit die teuren Preise der Bahn begründet. Ebenso ist der Ver-
trag des Staates mit der Gesellschaft zu prüfen. Den Senats-
antrag bitten wir anzunehmen. — Darauf wird bet Antrag auf
Ausschußberadn ng und bet Senatsantrag angenommen.

Darauf erhält Franke (Komm.) das Wort zur Geschäfts-
ordnung und will eine Erklärung seiner Partei zur politischen
Lage abgeben. AIS dies Präsident Rotz verhindern will, weil
Franke nur das Wort zur Geschäftsordnung hat, erklärt er,
weiterreden zu wollen, auch gegen die Ordnung,
b t e s i ch bic Bürgerschaft gegeben hat, weil er im
Warnen von 57 000 Wählern diese Erklärung abgeben müsse.
Trotz wiederholter Aufforderung des Präsi-
denten verlätzt Franke die Trtbüne nicht. Darauf
erklärt der Präsident die Sitzung für geschloßen, weil er kein
andere» Mittel habe, die Geschäftsordnung innezuhalten, und
beruft eine Diertelstunde später eine neue Sitzung ein.

«

Präsident Rotz eröfnfet die Sitzung wieder um 6,30 Uhr.
Die Tagesordnung der vorigen Sitzung wird fortgesetzt. Var
Eintritt in die Tagesordnung erhält Frau Rehberg das Wort
zur Geschäftsordnung. Als sie jetzt die Erklärung ihrer Frak-
tion abgeben will, wird sie vom Prastdenten unterbrochen. Trotz-
dem beginnt sie von der Pflicht ihrer Fraktion zu reden, auf die
politische Lage Hinweisen zu müßen. AIs sie sich der Glocke des
Präsidenten nicht fügt, springen die Abgeordneten auf und brin-
gen gegen die Rednertribüne vor. Es entsteht ein ungeheurer
Lärm, trotz Glocke des Vorsitzenden und unter Rausrufen der
Abgeordneten versucht die Rednerin fortzufahren. Zwischen den
übrigen Abgeordneten der VKPD. und SPD. entspinnt sich eine
heftige Debatte. Frank (Komm.) ruft: »Wir fühlen uns für
das Proletariat verantwortlich", und erhält daraus erregte
Zurufe. Der Präsident unterbricht dann die Sitzung zum zweiten
Male.

Um 6,50 Uhr wird die Sitzung fortgesetzt. Als Frau R e h -
bkra das Wort zur Geschäftsordnung verlangt, erklärt der
Präswent, daß er es ihr nicht erteilt. Daraus machen die Kommu-
nisten unter großem Lärm dem Präsidenten den Borwurf der
Vergewaltigung. Darauf erklärt der Präsident, daß er diesen
Vorwurf ertragen könne. Darauf verlangen Franke (Komm.)
und Setz (Komm.) das Wort zur Geschäftsordnung. Auch ihnen
erteilt der Präsident nicht das Wort. Das Haus stimmt unter
lebhaftem Bravo diesem Vorgehen des Präsidenten zu. Es wirb
in der Tagesordnung fortgefahren.

6. Reinigung der Turnhai len. Der Senat be-
antragt, die Bürgerschaft wolle zum Zwecke der Durchführung
einet besseren Reinigung der Turnhallen 290 400 X bewilligen
und nachträglich in oen Staatshaushaltsplan «instellen.

Jensen (DNP.) begrüßt den Antrag. Er führt die Be-
schädigung der Turnhallen zum großen Teil auf die zahlreichen
Wählerversammlungen zurück. Für die Folge müßte für eine
solche Benutzung größere Entschädigung gezahlt werden.

Der Senatsantrag wird angenommen.
Franke (Komm.) erbittet zur Geschäftsordnung das Wort.

Der Präsident erteilt es ihm nicht.
7. Gasabgabe an b i e Gemeinde Stellingen«

Langenfelde. Ter Senat beantragt, daß für die Er-
richtung der Meß- und Förderanlage zur Gasabgabe an die Ge-
meinde Stellingcn-Langenselde 270 000 bewilligt werden.

Dr. Sieveking (DVP.): Durch diese Vorlage wird der
Hamburger Haushaltsplan belastet, um einer preußischen Ge-
meinde auf Hamburger Kosten Vorteile zu bieten. Ich bitte um
Auskunft. — Senator Schumann (MD.): Wir haben es für
zweckmäßig gehalten, der Gemeinde kein Recht auf die Meß-
anlagen zu geben. Die Kosten für die Anlage haben wir in den
Ga-preiS, den Stellingen zu zahlen hat, hineinkalkuliert. Wir
meßen der ®emeinbe nun das Gas zu, die Gemeinde hat alles
übrige zu tun. Alle Hamburger Ausgaben werden durch den
beretf-ncten Gaspreis gedeckt.

Daraus wird der Antrag des Senate angenommen.
8. Für allgemeine Ausgaben der Land-

herren schäften werden vom Senat insgesamt 282680 X
eingcworben.

Der Scnatsantrag wird angenommen.

P. Aufhebung der Zivilersahkonimission.
Der Senat beantragt, daß die infolge der Aufhebung der ham-
burgischen Garnison unnötig gewordene Behörde aufgehoben und
das Gesetz über die Organisation. der Verwaltung dement-
sprechend geändert wird.

Die Vorlage de^ Senat» wird endgültig angenommen.
10. Versorgung bedürftiger Schulkinder mit

Fußbekleidung. Ter Senat beantragt, dem Wohltätigen
Schulkerein zur Versorgung bedürftiger Kinder mit Fußbeklei-
dung toeiieie 290 000 X zu bewilligen.

Die Bürgerschaft stimmt der Vorlage zu.

< 11. Instandsetzung der Billhorner Roll-
b rücke. Der Staatshausbalisausschuß beantragt, im Vorwege
für die Erneuerung des südlichen Krückenanschlußes der Bill-
Horner Rollbrücke 50 000 X zu bewilligen.

Der Antrag wird angenommen.

12. Verwaltung deS Berufsschulwesens. Der
Senat beantragt bei der Bürgerschaft ein Gesetz über die
Verwaltung des Berufsschulwesen». — Dazu beantragen Schult
(^>D.) und Genoßen, Mähl (2MB.) und Genoßen, Wiese (DVP.)
und Genossen und Dr. Bohnert (DNP.) und Genoßen Ver-
weisung an einen Ausschuß.

Senatsvertreter Senator Schumann: 40 000 Jugend-
liche sollen in Fortbildungsschulen unterrichtet werden. Aber
zu Anfang hatten wir nichts, keine Gebäude, keine Lehrer, keine
Lehrmittel. Durch zuvorkommendes Entgegenkommen der Ober-
schnlbebörde ist es uns gelungen, die FortbilduiigSfchulpflicht

burchzuführen. Wir haben jetzt 480 festangestellte Lehrer gegen
40 vor dem Kriege. Dieser neue Lehrerkreis muß sich erst in
seine neue Aufgabe hinemarbeiten. Die nebenamtlich beschäf-
tigten Lehrer haben wir stark reduziert. Weniger als die Hälfte
ist jetzt noch beschäftigt. Wir stellen die Fortbildung»sw>ile auf
bic Berufsschule ein. Ter Unterricht soll mit dem menschlichen
Leben des Schülers in Zusammenhang gebracht werden. 5>a<
durch kann die Berufssoeudigkeit sehr gefördert werden. Die»
tetcutet eine innere Wandlung de» ganzen SchuIsvstemS. Der
Zusammenhang des BerusSlebens mit dem wirtschaftlichen Leben
und damit dem gangen politischen, rechtlichen Leben deS Staates
soll dem Schüler tlargemacht werden. Damit soll bic LeUstivoll-
enbung des Menschen ’.m eigenen Berufe erzielt werden. In
diesem Augenblick der Wandlung ist es nicht möglich, ein voll-
kommenes Gesetz vorzulegen. Das BerusSschulwesen ist heute
ohne die große Tradition des allgemeinen Schulwesen«. Daher
muß das Gesetz die Babneil für eine freie Entwicklung frei
lassen. Die, glauben wir, wird das Gesetz gewährleisten. Auf
dir Angriffe der Lel rcrfämft gegen da« Gesetz muß ich hier noch
eingehen. In der Oefscntlickkeit und btt Behörde gegenüber bat
der Lebrerrat eine verschiedene Stellung eingenommen. Der
Veköibe lat er erklärt, daß er mit kern Entwurf bi« auf einen
Prnkt einverstanden ist; in der £effentlid.leit aber spricht der
Lehrerrat von Empörung über da» Gesetz. Wir haben drei eer»
schieden» Schularten vorgesehen, von der jede ein geschloffenes
Ganzes bildet. Ein Ausschuß, von der Behörde eingesetzt, au#
Lehrern bestehend, tat diese Gliederung empfohlen. Tiefet
Ausschuß bat auch eine andere Frage bcutfcilt, nämlich die
Frage der «chullettuna. Dieser Ausschuß hat dem Schuliaiter
eine Verantwortn iw für die Schule gegeben. Die Eßnleilung

in Fachgruppen war für un6 bas Gegebene. Die verschiedenen
Schulen einheitlich zu leiten, war nickt möglich. Daher haben
wir die Gruppentrennung für richtig gehalten. Ob au» diesen
Gruppen einmal selbständig« Schulen entstehen, überlaßen wir
der Entwicklung. Jede Gruppe hat die Selbstverwaltung, wählt
sich ihren Leiter. Die pädagogische Selbständigkeit ist gewahrt.
Jeder Grupp« aber haben wir einen Beirat aus 3 Lehrern,
3 Vertretern bet Arbeitgeber und 8 Vertretern der Arbeit-

nehmer gegeben, um so den Zusammenhang mit dem Beruf zu
wahren; denn die Schule nt nicht der Schule wegen da, sondern
hat höhere Ausgaben. fHiese Gruppen werden wieder znsammen-
gesaßt, so die gewerblichen. Gruppen zu der Abteilung Gewerbe-
schulen, die kaufmännischen zur KaufmannSschulabteilung.
Jede solche Abteilung hat einen Kopf von 3 Lehrern, 3 Arbeit-
gebern, 8 Arbeitnehmern und 2 Mitgliedern der Behörde.
Als ausführender Beamter hat jede Mteilung einen Direktor,
ber überall in Deutschland Berufsleiter ist und nicht gewählt
wird. Der Wechsel in der Leituna dieser Abteilung ist ein Unding.
Denn c5 ist schädlich für den Lehrer, wenn er drei Jahre ans
dem Unterricht herausgenommen wird, weil alle Lehrer Fach-
spezialisten sind. Auch ist ti nicht demokratisch, wenn nur der
Lehterstanb die Verantwortung für die Schule trägt. Das wäre
eine Standesleitung der Schule. Denn außer den Lehoern hoben
Wirtschaftskreise ein berechtigte» Interesse an der Schule. Aber
attch der Senat und die Bürgerschaft müßen ihr Augenmerk
darauf richten. Denn der groß« Etat, den jede Schule benötigt,
legt der Bürgerschaft die Pflicht ob, einen tüchtigen Beamten für
die Verwaltung dieses Etats zu wünschen. Als oberste Instanz
fungiert die Behdrde. Diese muß der Bürgerschaft verantwort-
lich gemacht werden. Ms letzt war sie es nicht, weil viele Mit-
glieder darin waren, die nicht von der Bürgerschaft gewählt wur-
den. $rie Bürgerschaft allein darf bestimmend sein für die Zu-
sammensetzung der Behörde. Nicht Standesvertreter brauchen
wir in der Behörde, sondern solche, hinter denen das Vollgewicht
der Söolksvertretung steht. Auch die 40 000 jungen Menschen in
den _ Schulen haben mitbeftimmenbeS Recht. Sie haben eine
L-chulervertretung, bic eine Verbindung aller Verwaltungsstellen
unb ein gedeihliches Zusammenarbeiten mit dem Schulkollegium
gewährleistet. Zur gedeihlichem Entwicklung des BerufSsckul-
westms bitte ich um Annahme der Gesetzes.

-33on Zelck unb Bergmann (USP.) ist ein Antrag auf
Ausschußberatung eingegangen, mit bei Weisung für ben Aus-
schuß, die Schulselbstverwaltung und die 23ahl der Arbeitnehmer-
vertreter durch den Arbeiterral in das Gesetz bineinzuarbeiten.

Wiese (DVP.): ißei dem Umsange des Sberufsschulwesens
ist es selbstverständlich, daß die Verwaltung und Zusammen-
setzung der Behörde und noch einige andere Fragen von einem
Ausschuß nochmals geprüft werden. Die Bildung der Behörde
hat einen Mangel darin, daß die Lehrerschaft dabei nicht berück-
sichtigt wurde. Auch den SBerufskreisen müße in der Behörde
Sitz und Stimme erteilt werden.

Dr. Brinckmann (DTP.): Auch ivir sind für Ausschuß-
beratung, denn wenn durch das Gesetz dieses gesteckte Ziel, das
uns Herr Senator Schumann aufgezeigr hat, erreicht werden
soll, bleibt an der Vorlage noch mancherlei zu feilen. Besonders
die Schaffung und Zusammensetzung der Behörde bedarf einer
eingehenden ^Beratung. Ter Grundirrtum der Gesetzentwurfes
liegt in dem Mangel an Elastizität ,er ist zu einseitig und schert
alle? über einen Kamm. Tas ist bei der Mannigfaltigkeit des
Wirtschaftslebens einfach unmöglich. Die groß« Verschi«denheit
der einzelnen Schulen zeigt sich bei einem Vergleich zwischen
Kunstgcwerbeschule und der kaufmännischen Fortbildungsschule.
Bei der großen Wichtigkeit der Personalftagen ist es ausge-
schlossen, eine zweckentsprechende Lösung der Angelegenheit durch
diesen Gesetzentwurf zu finden. Hinzu kommt der etwas schwer-
fällige Abteilungs-Apparat, so daß Ausschußberatung dringend
geboten ist. Von langer Dauer wird dieses Gesetz nach meiner
Auffassung nicht sein, da durch die Schaffung des Unterrichrs-
gesetzeS in Hamburg ein Bildung?- und Unterrichtswesen er-
stehen wird, in dem all« in Frage kommenden Zweige harmonffch
zusammemfließen.

Schult (SD.): Neben einer guten Verfassung brauchen
wir eine gute Verwaltung. In diesem Zusammenhang sehe ich
dieses Gesetz. Die Behörde hat Verordnungsrechr und die Pflicht,
Beschlüße der Bürgerschaft auszuführen. In dieser Pflicht würde
sie durch einen zu großen Umfang behindert werden. Di« Be-
hörde mutz so ausgebaut sein, daß der Wille des Gesetzgeber- voll
zur Geltung kommt. Das ist durch ben vorliegenden Entwurf
nicht gewährleistet, da die Vertreter der Bürgerschaft in der Be-
hörde sich in starker Minderheit befinden. Wir sind dafür, in
allen Behörden den politischen Mehrheiten des Parlaments den
ihnen zukommenden Einfluß zu wahren. (Hört, hört! rechts.)
Daß Ihnen (nach rechts) so etwa? nicht angenehm ist, glaube
ich gern. Wir wollen aber auch den Staat nicht durch Nur-
Beamten Ihrer Farbe untergraben laßen. Wenn Sie (nach
rechts) mir widersprechen, ist das ber beste Beweis für die
Richtigkeit meinet nsicht. Für uns kann die Frage der ..Fach-
leute" nich: allein maßgebend fein. Wohin wir unter ber Füh-
rung bewährtet ..Fachleute" geraten sind, läßt sich an Bei-
spielen aus alter und neuester Zeit zeigen. Meine
Fraktion lehnt tue starek Besetzung bei Behörde mit
„Fackckeuten" ab und begrüßt den Standpunkt des Senats.
Es ist bedauerlich, daß bei Schaffung anderer Behörden anders
verfahren ist und jetzt die Leiter nur einflußreichen Personen,
nicht bet Bürgerschaft, verantwortlich sind. Wir verlangen bei
Zusammensetzung bei Behütde «ine weitestgehende Berücksichti-
gung der Leute, welche die eigentliche Arbeit, nicht die verwal-
terische, leisten. Ob dann noch die Berusskreise in die Leitung
des Berufsschulwesens berufen werden, ist sehr fraglich, denn
bann würden wir einen schwerfälligen Körper schaffen, der keine
ersprießliche Arbeit leisten kann. In der Frage der Selbstver-
waltung muß ich Herrn Dr. Brinckmann widersprechen, trenn
er von Selbstverwaltung nicht? in dem Entwurf gefunden bat
Nehmen Sie den 2Intiag_auf Ausschußberatung an, lehnen Sie
aber den Antrag ber UsP. ab, beim der Ausschuß kann nicht
mit irgendwelchen Bindungen an die Arbeit gehen.

Senatsvertieter Staatsrat Dr. Bühl: Herr Dr. Brinck-
mann hat ein Idealbild der gesamten Schule geschildert und ich
möchte davor warnen, dies Gesetz mit der allgemeinen Schule zu
verguicken. T>a? Gcwerbeschulwesen hat sich festgefahren und
braucht eine schnelle Neuordnung. DeiiN die jetzige Behörde ist
wegen chrer Gröhe nickn arbeitsfähig. Bemängelt wurde, daß
die Lehrer und Berufskroise nicht in der Behörde vertreten sind.
Nähmen wir diele Kreise in die Behörde, so b<tt«n wir wieder
eine große schwerfällige Behörde. Die Hauptarbeit liegt in den
Gruppen und Abteflungen. Dort aber sind auch Lehrer- und
Wirtschaftsvcrtret«r. In diesen ist auch die Selvjtverivaltung
voll durchgeführt. Das Gesetz ist ein Rahmengesetz. Die Praxis
wird die Grundlagen für die Organisation der Gruppen unb
Abteilungen schaffen. Der Leiter einer Abteilung muß unabsetz-
bar sein aus finanziellen und staatlichen Jntereffen. Bei der
Kunstgewerbeschul« bat ja dies System sehr gut« Erfolge gehabt.
Pier Anträge auf Ausschußprüfung liegen vor. Wir sind damit
voll einverstanden unb hoffen auf gründliche unb schnell« Arbeit.
— Dr. Bohnert (TNP.): Ein guter Fachmann ist bas beste,
was man sich wünschen kann. Die Sachkenntnis ist das wichtige,
nicht das Politische. Die Sachkenntnis soll für die Zusammen-
setzung der Behörde maßgebend sein. Ich bitte um Auskunft, ob
das bisherige Dircktorensystem zu Mißständcm geführt hat. Die
Wirrschastsvertretungen haben den Wunsch auf Vertretung in
der Behörde geäußert. Die Ginteilung der Abteilungen ist un»
glücklick, einige groß, andere klein. Schon jede Schule mutz einen
Berufsleiter, einen Direktor, haben, bic Gruppe einen Dahlleiter.
Wir brauchen Sckulen von 3—4000 Schickern mit einem Direktor
an der spitze. Der Ausschuß hat alle Fragen zu prüfen. —
Zelck (UsP.): Ich bin nicht das Sprachrohr M8 Lehrerrats der
Gewerbe« und Fortbildungsschule, fordere aber aus dem Recht
auf Selbfiverwoltung heran» diese Sclbswerwaltung auch für bic
Berufsschulen. Der Kernpunkt bet Leiterincchl ist baS Vertrauen
beS Kollegiums. Dies braucht auch der Leiter einer BerufS«
schnle. Unverständlich ist mir auch, daß die Lehrerschaft keine
Vertretung in der Behörde bekommen soll. Für die Berufung
der Arbeitcrvertreter der Fachgruppe ist der Arbeiterrat die be-
rufene Instanz. VSeil wir nichi in dem Ausschuß vertreten sind,
bitte ich um Annahme unserer Weisunaen für den Ausschuß. —
Hirsch (WB.) spricht für einen ILköpfigen Ausschuß, damit der
Wirtschaftsbund einen Vertreter darin hat. — UrhahnS
(Komm.): Der Nachwuchs soll in ben Berufsschulen so erzogen
werben, baß sie in das heutige Wirtschaftsleben bineinpaßen.
Dagegen wehren wir un*. Die Obje'ie dieser Erziehung, die
Schüler, haben ganz unbemotrat;idxnneif« feinen Einfluß in bet
Behörde. Im Ansscknß wird über alles zu sprechen sein. Ich
tue cS heute »ich«, weil ich auch früh nach Hause will.

Der Antrag Mähl (DB.) auf Ueberweisung an einen Ane-
seduß von 18 Personen wird angenommen. Der Antrag Zclck
wir» als Material dem Ausschuß übergeben.

Schluß 10 Uhr.



D» ftt Vkm. Mir HNfe t« fneurtrfeaen
HnitrnebuitriuniS grünbcte Herr Pastor JUchür (Königswaldes die

Gemeinnützige Großei nkaniSgescllschasl »Dcnlsch-
I a ii b“, ?(. -G., Hambur g. Tie Gründung richtet sich, wie wiederum
bekannt, gegen den Zentralverband deutscher Konsumvereine und deren
Großemkau'sgesellschasl in Hamburg. Der Vorstand der Gemeinnützigen
Großeinkausrgcsellschait .Deutichland', ?l.-G., Hainburg, bernft nun
zum 17. Mai eine außerordentliche Gcneralvkrsaminlung ein, um der-
selben eine Zwischenbilanz für bi.e Zeit vom 1. Januar bis 15. Avril
d. I. vorzulcgen, da sich ergeben hat, daß der V e r l u st im lausenden
Geschästsjahrc die Halste des Grundkapitals erreicht
hat. üSciier soll über die zu treffenden Maßnahmen, insbesondere über
den Vorschlag des Vorstände? aus entsprechende Zusammenlegung der
Aktien in einem von der Generalversammlung sestznsetzenden Berbällms
zwecks Beseitigung der llnierbilanz und endlich über eine Erhöhung
des Grundkapitals um 500 vierprozentige Vorzugsaktien beschlossen
werden. Ta ist also wieder hohe Not bei einem Unternehmen, das der
GenoffenschafiSbewegung gern geschadet hätte.

Der Druckfehlerteufel» der im vorgestrigen Bericht über die
Generalverjammlung der Lchiffszimmerer die Neiolulion des Zentral«
Vorstandes arg verstümmelte, hat im gestrigen Bericht übet diese
Generalversammlung wiederum sein Unwesen getrieben. Daß er den
bekannten Namen bei B^rlrelers bes Allgemeinen deutschen Gewerk-
schastsbunbes, Graßmann, beharrlich in Großmann umlauft,
könnte man ihm noch hingehen lassen, da jeder einigermaßen belesene
Gewerkschafter doch weiß, wer gemeint ist, daß er aber Graßmann
jagen läßt, daß der Fabrikarbeiterverband, wenn es sich um die Grün-
dung von Jndustrieverbänden handle, wahrscheinlich in Altona aus-
gelöst werben mußte, ist einsach niederträchtig, sintemalen niemand in
Altona daran denkt, den Fabrikarbeiterverband auszulösen. In Wirk-
lichkeit sagte Graßmann nämlich, daß der Fabrikarbeiterverband, wenn
man sich für die Jndustrieverbände erkläre, wahrscheinlich in Atome
aufgelöst werden müßte.

Briefbeförderung nach Brasilien. Nach dem Eintritt der
Schlußzett zu dem am 20. Mai von Liverpool nach Brasilien ab-
gc^cnben Pm.eampfer .Deseado" sind die Briefsendungen nach
Bahia, Rio de Janeiro und Santos nebst Durch-
gang dem am 20. Mai von Hamburg nach Bahia usw. abgehenden
deutschen Dampfer .Ludendorff" zuzuführen. Der Postschluß zu
den Versanden für den Dampfer „Ludendorff" tritt in Hamburg 1
für Einschreibbriefe am 19. Mai 12 Uhr mittags und für andere
Sendungen am 19. Mai 10 Uhr abends ein.

Ter Pfingstverkehr auf der Walddörferbahn. Bon der Di-
rektion der Hochbahn-Aktiengesellschaft wird uns geschrieben: Die
Walddörferbahnstrecke Barmbeck—Volksdorf ist bekanntlich mit nur
beschrankten Mitteln provisorisch in Betrieb genommen. Ilm jetzt
nicht übermäßige Mittel für die Anlage aufzuwenden, ist vor-
läufig nur ein Geleise mit einer Stromschiene versehen, so daß
der Betrieb nur eingeleisig möglich ist. Aus diesem Grunde
konnte bisher stündlich nur ein Zug in jeder Richtung verkehren.
Durch die Anlage einer Ausweiche in Farmsen soll die Leistungs-
fähigkeit der Bahn verdoppelt werden, so daß bei starkem Verkehr
halbstündlicher Betrieb technisch möglich sein wird. Hiervon soll
bereits in den Pfingsttagen Gebrauch gemacht werden, so daß ein
wesentlich stärkerer Verkehr bewältigt werden kann als bisher.
Die Leistungsfähigkeit der Bahn ist selbstverständlich auch dann
noch beschränkt, und es ist unmöglich, an diesen Tagen etwa Zehn-
tausende von Menschen nach den Wall/dörfern zu besördem. Für
den gewöhnlichen Verkehr reichen die fetzigen Anlagen völlig aus;
um die Bahn für einen Massenverkehr, wie er an schönen Fest-
tagen vorkomnct, voll leistungsfähig zu gestalten, würden viele
Millionen nötig sein. Die Hochbahugesellschaft führt den Betrieb
bekanntlich auf Rechnung des hamburgischen Staates, der auch den
Umfang der Betriebseinrichtungen bestimmt. Die Gesellschaft
wird selbstverständlich an den Pfingsttagen innerhalb der Grenzen
des technisch Möglichen alle? tun, um den Verkebr zu bewältigen.
Der Fahrplan für den Pfingstveickehr ist im Anzeigenteil ver-
öffentlicht.

Hafen und Schiffahrt.

Der englische Kreuzer .Dauae", mit Admiral (s h a r l t t a u
und bem Vorsttzinbkn Burian von btr Enlcnstkommission an Borb,
ankerte in Hrigolaiid und pasflcrle Mittwoch morgen Cuxhaven
auf seiner Reise nach Hamburg.

flltona und Umgegend.

Arbeitsnachweis-Konferenz in Nrnmünster.

Das Landesarbeitsamt Schleswig-Holstein batte di« Ver-
treter der Träger der Arbeitsnachweise und die Arbeitsnachweis-
leiter zu einer Konferenz nach Neumünster eingeladen. Die
Sitzung des ersten Tages war für die Dezernenten, die des fol-
genden Tages für die Dezernenten und Arbeitsnachweisleiter ge-
dacht. Auf der Tagesordnung standen für die Fragen des Ar-
beitsnachweiswesens so wichtige Punkte, daß die Beteiligung aus
allen Kreisen sehr stark war. Landesrat B i l l i a n hatte zu der
Frage über .die öffentlichrechtliche Stellung des Arbeitsnach-
weises, Finanzierung und bevorstehende gesetzliche Regelung" das
Referat übernommen. Ter Referent wies kurz daraus hin, daß
ein neuer Gesetzentwurf über das Arbeitsnachweiswesen vorliege
und unter diesen Umständen eine grundlegende Darstellung nicht
möglich fei. In kurzen Zügen wurde die Entwicklung des öffent-
lichen Arbeitsnachweises und der Umschwung in der Stellung-
nahme der an der Arbeitsvermittlung zur Hauptsache inter-
essierten Parteien der Arbeitgeber und Arbeitnehmer bärgestettt.
Im zweiten Teil griff der Redner einige besonders wichtige Be-
stimmungen aus dem Gesetzentwurf heraus, so die Aufgabe der
Arbeitsnachweise, die Selbstverwaltung durch paritätische Ver-
waltungsausschüsse und die Finanzierung. In der Diskussion
wurden von den Vertretern der Gemeinden zur Hauptsache Ein-
wände gegen die finanziellen Bestimmungen und die Selbstver-
waltung gemacht. Allgemein anerkannt wurde die Notwendigkeit
bet baldigen gesetzlichen Regelung, doch müßten in dem Gesetz
die Interessen der Gemeinde noch stärker in Rechnung gezogen
werden.

Der Direktor des Landesarbeitsamtes, Dr. Hermes, sprach
dann Über die Aufgaben des Landesarbeitsamtes und di« Stel-
lung der Arbeitsnachweisbeamten innerhalb der Behördenorgani-
sation, besonders in finanzieller Hinsicht. Gegenstand einer leb-
haften Diskussion war die Frage der Angliederung der Arbeits-
nachweise an eine andere Behörde, wie zum Beispiel an die Er-
werbslosenfürsorge ober Wohlsahrtkämter. Ueber die Frage Ser
Arbeitsbeschaffung referierte der Direktor des Landesarbeits-
amtes Sachsen-Anhalt, Dr. Lüttgens. Die Ausführungen
des Redners führten zu einer lebhaften Diskussion, in der be-
sonders auf die Arbeitsmöglichkeiten an der schleswig-holsteini-
schen Westküste hingewiesen und die Mitwirkung des Laildes-
arbeitsamtes bei der Beseitigung der entgegenstehenden Hinder-
niste gewünscht wurde.

Während in der ersten Sitzung mehr Fragen grundsätzlicher
Art zur Erörterung gekommen waren, bildeten den Gegenstand
der zweiten Tagung zur Hauptsache Fragen aus bet Praxis der
Arbeitsvermittlung. Auf der Tagesordnung stand der zwischen-
örtliche Ausgleich, die Stellung des öffentlichen Arbeitsnachweises
zur gewerbsmäßigen Stellenvermittlung, die Vermittlung weib-
licher Arbeitskräfte und die Einführung eines einheitlichen Re-

gistriersystems. Die Diskussion gestaltete sich sehr lebhaft; in
den meisten Punkten wurde eine Einigung erzielt, so daß der
Zweck der Konferenz, ein festes Zusammenarbeiten und gemein-
sames Handeln aller schleswig-holsteinischen Arbeitsnachweise zu
fördern, als erfüllt angesehen werden kann.

Stand der Erwerbslosigkeit. In der Woche vom 9. bi» 7. Mai
diese» Jahre» betrug die Zahl der unterstützten männlichen Vollerwerbs-
losen 3232 (Vorwoche 3454), die btr weiblichen 670 (Vorwoche 686),
Die Gesamtzahl 3902 (Vorwoche 4140). Im Nachweis würben 3549
männliche und 994 weibliche Arbeitsuchende gezählt. An Erwerb»losen-
nnterstützung wurden auSgezahlt: in der Berichtkwoche 282 778 Jt,
seit Beginn der Erwerbslosenfürsorge 40 928 447 M.

Tödlich verunglückt. Nach einer bei der hiesigen Staat»«
anwallschaft eingegangenen Meldung ist in Lülau der Dienstknecht
W. Janssen beim Riiigreiien mit dem Fuß im Steigbügel hängen
geblieben, wobei er eine Strecke mitgeschleift wurde. Der Tod trat
auf der Stelle ein.

Hamburger Landgebtet.

Euxhaven. Am Dienstag wurde hier eine Jugendher-
berge in einem Reserveseuerschiss, dar im alten Hafen
liegt, eröffnet. Unsere Arbeiterjugend wird also Gelegenheit haben,
einmal in einem .richtigen" Schiffe zu schlafen. Herberg-leiter für
den Monat Mai ist btr Leiter bet hiesigen Arbeiterjugend, Lehrer
Hagenah.

Schleswig-Holstein.

Kiel. Wem gehören die Särge der im Krema-
torium verbrannten Personen? Vom Landgericht
Kiel ist am 25. November v. I. der Kaufmann Adolf Einfeldt
wegen gewerbsmäßiger Hehlerei zu 1 Jahr Zuchthaus, fein Sohn
Friedrich Einfeldt wegen Beihilfe daAu und wegen Beihilfe
zur Unterschlagung zu 10 Monaten Gefängnis und der Beerdi-
gungsunrernehmer Wiegmann wegen Hehlerei zu 3 Monaien
Gefängnis Verurteilt worden. Ein weiterer Mitangeklagter Vos-
gerau war als 5. artet in der Feuetbestattungsanstalt der Stadt
Kiel angestellt. Er hat nun in vielen Fällen von den Särgen, die
sich nach Beendigung der Trauerseier allein in seiner Verfügung
befanden, die Deckel entfernt und an die Angeklagten verkauft,
statt sie, wie es seine Pflickt gewesen wäre, mit den Särgen zu
verbrennen. Verschiedene Male hat er auch ganze Särge an
die Angeklagten verkauft. Es handelte sich hier um
Leichen, die von auswärts gekommen waren und noch einen Zink-

tang dorten. In entern Falle dar der nn genagte Mievrnp untre rot
dem Angeklagten Vosgerou geholfen, den Zinksarg aus dem Holz-
sarg berauSzunebmen. Besi einer Haussuchung wurden^ bei den
angeklagten Einfeldts 14 Sargdeckel und ein ganzer Sarg ge-
funden, die sie von Vosgerau gekauft lsatten. Da die Särge
Eigentum der Hinterbliebenen waren, die sie gekauft hatten, so
hatte V. kein Recht, sie sich anzueignen und zu ver.aiisen. Die
andern Angeklagten haben die gestohlenen Gegenstände in Kennt-
nis ihrer strafbaren Herkunft angekauft. Gegen das Urteil hatten
nur die Angeklagten Ildols und Friedrich Einfeldt und der Ange-
klagte Wiegmann Revision eingelegt. Sie wollen geglaubt

hal>en, daß V. mit Erlaubnis seines Vorgesetzten handle. ES
könne deSlmlb nach ihrer Ansicht nur Beihilfe zur Unterschlagung
in Frage kommen. DaS Reichsgericht hob das Urteil gegen den
Friedrich Einfeldt auf und verwies die Sache in diesem Umfange
zwecks Festsetzung einer neuen Strafe an das Landgericht zurück.
Die Revision der beiden anbem Angeklagten wurde dagegen als
unbegründet verworfen, da das Urteil zu Bedenken keinen
Anlaß gibt.

Kleine (bronif.

Opfer bes Spiritismus. Blättermeldnngen aus A u g 5 »
bürg zufolge wurden bet Maurermeister Blenk, seine Frau,
seine erwachsenen drei Söhne, zwei Töchter und vier wettere
Kinder infolge spiritistischer «itznngen wahnsinnig. Sie ver-
nichteten das gesamte Mobiliar und wollten das außereheliche,
drei Monate alte Kind der einen Tochter dem „Meinen Licht"
als VerbrennungSopfer darbringen. Das Kind «tonnte rechtzeitig
gerettet werden. Die gesamte Familie wurde in bte Heilanstalt
von Kaufbeuren gebracht.

Cisenbahn-Zusammenitoß. Nach einer Meldung des „Lokal-
anzeigers" aus Horne ist dort ein aus der Richtung Duis-
burg kommender Personeitzug auf einen haltenden Personen-
zug aufgefahren, wobei die Lokomotive sich fest in den Postwagen
einbohrte. Zahlreiche Wagen sind zertrümmert. Nach den bis-
herigen Feststeltungen sind zwei Personen schwer und sieben leicht
verletzt. Ter Maferialschaden ist sehr bedeutend. DaS Unglück
ist dadurch entstanden, daß der Lokomotivsiihrer des Duisburger
ZugeS infolge des nebligen Wetters das Haltesignal überfahren
hatte.

Aklell tat mellkiM«, 5m unö MmssiM.

khorvcrcin Altona. Ter nächste llebuna-5abenb des Männerchors
findet am Freitag, 20. Mai, abends, im LutherHaus bei der Bahrcn-
fclbcr Kirche statt. Außerdem machen wir fetzi schon allen Freunden
unserer Sache bekannt, daß wir noch den großen Schuljerten einen
Kinderchor gründeti wollen, zu welchem alle stimmbegabten
Mädels und Zungs herzlich w.llkommen sind. Ter Vorstand.

Bahrenfelder Sportverein von 1919. Fußballspiele am 1. Pfingst-
tag in Groß- Flottbeck (griedcnseiche. nachmittags 3 Uhr, Liga-Mann-
schaft B. S. B. 19—F. T. Bremen 1. 4,30: Komet 1—Kiel, Hansa 1.
2. Pfingsttag, nachmittags 2 Uhr: B. S. V. 19, Schiller 1—Kiel, Hansa,
Schüler 1. 4,30 Nhr: Liga- Alaun schäft B. S. V. 19 1— Kiel, Hama 1.
Alle Interessenten unseres Arbeitersporis werden ersucht, uns bei
unserer Veranstaltung tu unterstützen.

Bahrenselder Sportverein von 1919. I. A.: Heinr. Marsian.
Sportabteilung der Freien Turnerschast Hammerbrool-Aoteuburgsort.

Am 2. Pfingsttage, Nachmittage 4 llhr. haben die Rotenburgs-
orter den Pleister des westdeutichen Kreiics .Union', Hamborn a. 3t;;.,
nach hier zu einem Besellschastsipiel in Fußball, Svortvlatz Eroßmann-
straße, vcrpilichtet. Ties ist insofern für uns Hamburger von Be-
deutung, weil wir noch nie E iegenl-eit hatten, mir den -Portgenoßen
oom fdiöncn Rhein unser Können im Fußballspiel zu messen. Wir
bitten Freunde und Gönner des Fußballiports, hiervon besonders
Kenntnis zu nehmen, damit die Sinetnlcnbet den denkbar beiten Ein-
druck von Hamburg mit nach Hause nehmen. Vorher un 2k U:;r
spielt die 1. Zugendmanmchaft gegen den Kieler Zugendmeister »Ein-
tracht'. sämtliche Sportgeiwssen, welche für bic Sommermonate
Leichtathletik betreiben wollen, werden gebeten, sich am Freitag,
20. Mai, abends 7 Uhr, auf dem Soortplatz Eroßmannstraße in Sport-
tracht einzufinden. I. A.r H. Lütt.emeier, Comann.

Nachrichten für EUernräte.

Achtung. Eltern der Mädchenschule Averhoffstr. 20. Am Donnerstag,
12. Alai, findet eine Eitern Versammlung in der Turnhalle der Volks-
schule Slverhosfstr. 20, abends 7 Uhr, statt. Tie Eltern der
Mädchenschule Averhoffstr. 18 sind freundlichst eingeladen. Aus
der Tagesordnung steht ein Dortrag des Lehrers Weihrauch:
»LÄ-enskunde". W. Martert.

Kehle Nachrichten.

„Waffenstillstand" in Obcrschlesien.

WTB. Oppeln, 11. Mai. Nach einem Warschauer Funk-
spruch „21 n «II e" soll ein „Waffenstillstand" zwischen Kor-
fantt, und der interalliierten Kommission abge-
schlossen worden sein, der eine Demarkationslinie entsprechend
der Korfanthlinie festsetzt und bestimmt, daß das Exekutiv-
komitee der Insurgenten im oberschlesischen Aufstands-
gebiet die öffentliche Gewalt übernimmt, daß die
Polizei Verwaltung an die Insurgenten übergeht
und die Landräte des Amte? enthoben werden. DaS einzige Zu-
geständnis für die interalliierte Kommission scheint nach dem
Funispruch Die Erlaubnis zu sein, eine Amnestie erlassen zu
dürfen. Ferner sollen die Insurgenten im Einvernehmen
mit den italienischen Truppen die Stadt Pletz besetzt
haben. Zu diesem Funkspriich ist zu bemerken: Es er-
scheint als ein Ding der Unmöglichkeit, daß die ita-
lienischen Truppen vor den Insurgenten, denen gegen-
über sie sich mit so hervorragender Tapferkeit geschlagen haben,
karitulieren. ES erscheint ferner unmöglich, daß die bevollmäch-
tigten Vertreter Englands, Italiens und Frankreichs entgegen
allen Versicherungen vor bem Jnsurgentenführer Korfanth kapitu-
lieren und die bisher der interalliierten Kommission zustehenden
Machtbefugnisse an ihn abtreten. Der deutsche Bevollmächtigte
in Oppeln wurde angewiesen, umgehend von General Le Rond
bindende Erklärungen über die in dem Funkspruch mitgeteilten
Tatsachen zu verlangen.

Die allgemeine Lage im oberschlesischen Aufruhrgebiet ist nach
den Abendmeldungen vom 11. Mai unverändert. Aus dem Kreise
Kreuzburg werden Schießereien gemeldet. Bei Altrosenberg wur-
den den polnischen Aufrührern Handgranaten französischen Ur-
sprungs abgenommen. Die Bevölkerung in bem deutschen Dorfe
Schönlvald, Kreis Gleiwitz, befindet sich in schwerer Notlage, da
die Aufständischen die Häuser ausgeplündert und das Vieh und
zahlreiche Teutsche aus dem Dorfe verschleppt haben.

Die polnischen Aktionen vor dem britischen Parlament.

WTB. London, 11. Mai. Reuter. Im Unterhause erklärte
Chamberlain, die polnische Aktion in Oberschlesien sei
offensichtlich ein überlegter Versuch, den Vertrag
von Versailles unwirksam zu machen. Die britische und

die alliierten Regierungen hegten' nicht die Absicht, es zuzulassen,
daß die jüngsten beklagenswerten Ereignisse sie irgendwie von

der gerechten Durchführung des Vertrages ablenkten. Die auf-
rührerische Bewegung habe eine höchst schwierige heikle
Lage geschaffen. Er ziehe deshalb vor, sich auf die Er-lärung
zu beschränken, daß die britische Regierung in engster Fühlung
mit den alliierten Regierungen das beste Mittel erblicke, mit der
Sache fertig zu werden. Die britische Regierung machte bereits
gewisse praktische Vorschläge, welche zurzeit erwogen würden.

Sprechsaal.

„Unterricht für Lebenskunde" der proletarischen Freidenker, Orts-
gruppe Hamburg. Allen Interessenten zur Nachricht, baß unser Unter«
richt in der Woche nach Pfingsten beginnt. 1. Abteilung am Dienstag,
17. Mai, nachmittags 5 llhr, in der Schule Tornguiststr. 19 (Eiins-
büttel); Leiter: Cenosse H. Rogener. 2. Abteilung am Mittwoch,
IS. Mai, nachrnitiags 4 llhr. in der Schule Barmbeckerstr. 32 (Winter-
hube-; Leiterin: Fräulein Lüders. 3. Abteilung am Mittwoch, 18. Mai,
nachmittags 5 llhr, in der Schule Borgesch 15 (St. Georgi; Leiter:
Genosse A. Rentz. 4. Abteilung am Donnerstag, 19. Mai, nachmittags
5 llhr, in der Schule v. Essenstr. 82 (Barmbeck); Leiter: Genosse Rink.
5. Abteilung am Montag, 23. Mai, nachmittags 5 Uhr, in der Schule
Regiiienstratze (Rotenburgsortf; Leiter: Genosse Rink. Tie zum Unter-
richt angemeldetcn Kinder müssen sich an obengenannten Tagen in den
ihnen zu gewiesenen Abteilungen cinfinden. Weitere Anmeldungen
werden an den Unterrichtsabenden sowie an folgenden Stellen cnt-
gegengcnommen: Mickptlfen, Schtimannstr. 66, 2. Et.: Möller, Schu-
mannftr. 31, 1. Et.; C. Iura, Reginenstr. 39, Haus 3; Wild, Oevet-
eönnerftr. 9, 1. Et.; Frau Lasch, Torotheenstr. 5; Schwarz, Grcven-
weg 33, pi., und bei den Funktionären. Für Wilhelmsburg beim <He-
noffen Medrow, Fährstr. 79. Die Un teer ichtskomMission.

Montag, I I. SDlat, 6 Uhr nachmittags.
Euxhoveu meloei Angekommen:

1L Mai.

Nr. 121 unb 141.

Zeit: Schisst Kapitt«:
V, 9,20 deutscher Segler Mathilde Meter

. deutlcher Segler Aeele Feindt
, beullcher Segler Matthä Nagel
„ beutidier Segler Agathe Felomaun
. deutscher Segler Sinnt Höge

11,15 deutscher Segler Louise Pump
deutscher Segler Kehrwieder Suhr

Anzeigen.
Für Anzeigen ist die Redaktion
d.Publikum nicht verantwortlich

Statt Karten.

Für die erwiesene Teil-
nahme unb reiche Kranz-
spende bei der Beerdigung
un erer lieben Mutter

Auguste Hä'jerle
sagen wir allen Ver-
wandten, Freunden, Be-
faimleit und Nachbarn
sowie den Arbeiterinnen
der Firma V, Rechenberg,
den Genossen unb Ge-
nossinnen bt8 14. Bezirk»
unb bem Beerdigung»-
übernebmer Herrn 6rön-
higen für die sehr gute
Ausstattung unsern herz-
lichen Dank.

Tic Kinder.

Bera-Mrteu

in farbig, schwarz i. wein,
in neu und getragen

in grosser Auswahl.

Billigste Bezugsquelle
bei II. Heetner,

Zeughansm^kt 22 23.
fieschleiscn ven 12-2 Ihr.

Zufall! üerr.-HiUSS,
Herr.-Bnsen l2»,einz.Westen,
Damenwäsche. Bettwäsche,
Uiterzenge b. Meyer, Klbstr.4.

■ ROH-TABAK c

Als besonders preiswert empfehle ich:
Beu. Sumatra, Sandbl., 2. Lg., Vollblatt,

feinste Qualit, tadellosen Brand . 48 X.
Vorstenland, Decke, 2. Lg., Vollblatt,

hochfeine Qualit u. weisser Brand 24 X
sowie sämtliche anderen Sorten äusserst
billig. Verkauf nur Netto-Kasse.

Carl Ramm, Wabatatiiy,
Altona-Ottensen, Kronprinzenplatz 2.

WfrOTWWE

: AüMölvW

I über foiiflimmne Siogtn geben nie $

| nmbftebenö cngeielgien 5$ilften: Z
I Das Erfurter Programm (Voll»au»gab«) ;
> erläutert von Karl Kautsky .... 3,60JH. i
V August Bebel. Unsere Ziele 1,80 A
>. Friedr. Engels. Die Enlwicklimg de» Sozia- *
1 stSmu» v. d. Ulopie zur Wissenschaft. 3,— X l

£ DaS kommnnistifche Manifest ... 2,40X %

8 Grundsätze des Kommunismus.Eine gemeinverständliche Darlegung von Ä
I Fr. Engel» 1.80 Ji Z
i Karl Marx. Lohnarbeit und Kapital 2.16 X. S
I Karl Marx, Lohn, Preis u. Prosit. 1,20 X. p
I Wilh. Liebknecht, WaS die Sozialdemo- A

B traten find und was fie wollen.... 1,20 X |^erd. Lassalle. Arbeiterprogramm.. 2,40 X i

8 Ed. Bernstein, Ferd. Lassalle und seine Be- |
j bfutunfl für die Arbeiters lasse 5,40 X. A
i M. Beer, Allgemeine Gefchid'te des Sozialis- <1
I inuS und bet soziasin Kämpfe. 1. Teil:

1 Alleititm 4,30 X A

Franz KliihS. Ter Au'stieg. Führer durch 8
die Gefchtchte der deuischen ’.’lrbeiierberoeaitna 5

8.25 4t. z

I Adolf Braun» Tie Lozialifierung. — &6X. L

Zu bezi.hen durch: S

Suchhandluutz Aner & Co.. |
feftlanbäriht tl inb Geaerbschsftohsu», 9

[•wie dillh alt iilitliM big „hanburier Echo". 8

ist

O/z
Heute.

500000111k

Fenier

8

8

8

8

*

4

Am lotsten Ziehungstage 6. Klasse 355.
Hamburger Staats-Lotterie wurden meiner
Hauptkollekte folgende Gewinne zuteil:

am letzten Ziehungstag

6. Klasse 355. Hamburger Staats-

Lotterie, fielen bei mir aus der

geteilten Prämie von

Unter Hinweis auf obigen Glückserfolg empfehle Kauflose

1. Klasse 356. Lotterie, Haupttreffer evL 100 000 X,

3000 X. auf Nr. 29265 7,

8O®OMaufNr.7:m6 8/ ]

lOOOÄaul Nr, 2114V

1OOO.-M auf Nr. 4133J 8/,

auf ffr. 63806 V
Ohne Gewähr I

•I ali iis Gertig.

Am letzten Ziehnngstage 6. Klasse
355. Hamburger Staatslotterie fiel von
der geteilten Prämie von

500000 Mark

50000 Mk.

xx. Gewinn von 3 7 5 Mark
zus.

roMM, U. Mm, übeltds VUWVt

im Gkwttk^trfrshilli.Ie, großer Saal:

Sklesierik»' (callrrsWWWlsli)

9. Bcmebsoetnouensiignnec-

SkksSAMg.

TageSordiiung: Die Mietefrage in
der hamburgifchcn Bürgerschaft. Reieicil
Genosse Emil Lehmann, 2)1. b. B.

Die Delegierten und BetriebSvertrauenSIcutc
haben gegen Vorzeigen des PartcimitgliedsducheS
und der AuSweiSfarte Zutritt zum Saal. Für alle
übrigen Parteimitglieder sind bic Galerien reserviert.
Parteibuch vorzeioen.

Zu volizähiigem Besuch ladet freundlichst ein

Ter Parteivorstand.

1000a..,»1635G8/-, 1000,.... 26666%

50375*

■ auf No. 73237 ’/eFerner der Hauptgewinn von

50000»

I aul No. 50996 -/» R

5000 X aut Ho. 60004’4 |

Philipp Fürst I
Hauptkollekte

82 €lr. Bleichen 82. I

5OOOO»

mit 375 Mk. auf Nr. 59386 «/<

Hob. 5h. Schröder

Hauptgeschäft: Graskeller 6I „Fortuna“,

nebst 7 Stadtfilialen.

50000 Mi

mit 375 Mk. auf Nr. 63382 •/«

drei Teilprämien von

50000Mk.

zusammen

I5OOOO Mk

und zwar \

50 OOO Mi

mit 375 Mk. aut Nr. 33898 8 /«

'/« Los X. 6,60
Vi Los X 13,20
'/, Los JtL 26,40

inkl. Unkostenbeitrag lt § 4 des Planes..

vriefkoflen.

Bund der techn. Angestellte» und Beamten Ein Bericht übet
den ztooitcu Bundestag ist -n Nr. 212 b. Bl. vmn 10. Mai veröffentlicht.

6. L. 1. und 2. Nein; erst muß die Scheidung der Ehe erfolgen.
W. Br. Ja; 9inl)tie» erfahren Die beim Studentenausschuß.
6. Panama- und Strolchüte reinigt man auf folgende Weise:

Einen Teelöffel boll Kleefal, in Milch, seimig gerührt, trägt man mit
einer Bürste auf den Hut auf, bürstet ihn, bis er weiß ist, was sehr
schnell geht, und spült ihn bann gleich mit klarem Wasser. Er wird
bann gleich mit in heißem Wasser aufgelöster Gelatine bestrichen lind
schließlich, nachdem er etwas getrocknet ist, noch Belieben geformt.

W. 8. 91. Fettflecke au6 Papier entfernt man mit gebrannter
Magnesia, mit Benzin permischt. Der Fleck wirb mit dieser krümeligen
Masse behutsam eingcrieben, einige Zeit beschwert stehen gelassen und
die Magnesiakrümelche» werben bann weggcklopst. Frische Flecken
verschwinden sofort, alte nach zwei- ober dreimaliger Behandlung.

Stopp! Kakerlaken luerbcn auf folgende Art vertilgt: I Kilogramm
Angelikawiirzcln, fein pulverisiert, und 20 Gramm Enkaltzptusö! wer-
den in einer großen Reibfchale innig vermengt. Man streue obiges
Pulver des Abends an alle jene Stellen, wo sich dieses lästige Un-
gezieser aufhält, hauptsächlich auf die Fußböden der .Küchen und
Speisekammern. D>'s anderen Tages wirb man bann die mit dem
erwähnten Pulver bestreuten Räume voll von getötetem Ungeziefer
finben. Man hat bann mir nötig, die Fußböden von dem Ungeziefer
au säubern und am folgenden Abend diese Prozedur auss neue bor-
zunehnicn. Die großen schwarzen Käser vernichtet man am besten
durch Streuen von gestoßenem Borax mit Zucker vermischt. Zweck-
mäßig ist es, daneben etwas Wasser zu gießen, weil die Käser nach
bem Genuß des Borax nach Wasser verlangen, wonach der Borax M
brausen beginnt unb die Tiere platzen.

Amtliche telegraphische Schiffsmel-»Kgen.

Geankert: Santa Terese und Duvinport.
Wind: Nord, leicht. Wetter: heiter. Barometer: 768,5,

Mieter: + 18,0' K.

Holten«« meldet: In itx Kanal tf«gele«f<*
11. Mai.

Fak-
Nykföbing
Koilör
Apenrade
Nptjöbing
Rödoig
Rödvig

MllMükiMM onl dem SMNM Marti

Auszug aus dem amtlichen Marktbericht vom
Mittwoch, 11. Mai.

Eßäpsel pro Pfund 2—2,50 JI, ausgewählte 2H0—3,50.//, Wirt-
schaftsäpfel 1,50—2 Ji, Apfelsinen, spanische, große, Stuck 90 F big
1,60 Ji, kleine 60—80 >s, Messina, große 90 Ji—1,60 Ji, Ucine 60—80 A,
Zitronen, große 60—75 F, kleine 30—50 F, Gurken, Treibhaus- 3,50
bis 6 Ji, ausl. 3,50—6 ,ü, Radieschen, 100 Stück 50 J, —1 Ji, Rhabarber,
Treibhaus-, pro Psunb 60 —1,50 Ji, Land- 20—35 5,, Salat, Land-,
100 Stück 25—40 Ji, Mistbeet- 30—80 Ji, Sauerampfer, pro Pfund
30—50 j, Spinat, iunger 20—50 F, Spargel, 1. Sorte 2,50—3 Ji,
2. Sorte 1,50—2 Ji, 3. Sorte 1—1,50 Ji, Wurzeln, gartenm. 2—2,20 Ji,
Zwiebeln 1,20—1.50 Ji, Eier, Stück 1,32—1,35 JI.

Marktlage: Zufuhren an Obst, Garten- und Feldgemüse
ausreichend, Markt ruhig.

Verfammlungs^Kalender«
Donnerstag, 12. Mai.

Reichöbund der Kriegsbeschädigten, Kriegsteilnehmer und Kriegshinter-
bliebenen, Bezirk 8, Neustadt: Kombinierte Versammlung um 8 Uhr

bet Spengler, Schlachterstr. 23.

Wichtige Schriften für

Kleintierzüchter.
ich»kiak!,cht 1,20 Jt
jirjct’uti 3,60 Ftz
Lttüicheniluht.... 2,40 3t
GUUlttNchl 1.20 X.
Müliner,uchk 2,40 X.
Brit, inb --siecht

btr Mülttt,. ... 1,20 X.
v-t-nttt-fticht.... 2,10 X.
Sttiielkrink^eiltn 3,60 Jt

MWung Auer & Co..
fcblnnbäialje II,

ul En,trlt!chafl-hßy».

Alteisen, Metalle u.
Bruchglas tauft Theophil
Wierzbitii, Hammerstein.
oamm 80, Alsier 1560

Eint-riHsma r ke

VI ScM Holst. Wahi Kreis

Mms-Wlken

MGewerkWsken

liefert gut u. preiswert

Hamburger Bucbdrockerei

Q. Veriagsanstalt Auer & Co.

Hamburg 36
Fehlandstratze 11.
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